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DAS WICHTIGSTE IN KÜRZE 
 
Schaffung der Möglichkeit zur Objektfinanzierung im Frühbereich: Anpassung von § 2 
Absatz 4 im FEB-Reglement 

Die SP Birsfelden hat zuhanden der Gemeindeversammlung vom 16. Dezember 2024 einen An-
trag auf Anpassung des FEB-Reglements eingereicht. Mit der Anpassung soll die Möglichkeit 
geschaffen werden, dass auch an private Betreuungseinrichtungen im Bereich der Tagesbetreu-
ung (Frühbereich) finanzielle Beiträge ausgerichtet werden können. 

In der Gesamtabwägung aller Aspekte und aufgrund der Vernehmlassung ist der Gemeinderat 
zum Schluss gekommen, dass der vorliegende Antrag der SP Birsfelden und damit die Anpas-
sung von § 2 Abs 4 des FEB-Reglements der Gemeindeversammlung zur Annahme empfohlen 
werden soll. Der Gemeinderat weicht damit bewusst vom Grundsatz aus dem Jahr 2017 ab, dass 
die Subjektfinanzierung das "bessere System" ist. Durch die Einführung der Möglichkeit der Ob-
jektfinanzierung im Bereich der Tagesbetreuung (Frühbereich) wird die notwendige gesetzliche 
Grundlage geschaffen, um Kitas in ausserordentlichen Situationen punktuell zu unterstützen. 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung zu beschliessen, dass die Anpassung 
von § 2 Absatz 4 im FEB-Reglement (Schaffung der Möglichkeit zur Objektfinanzierung im Früh-
bereich) angenommen wird. 

 

 

Projekt Zentralisierung Musikschule und Projektkosten für Schulraumsanierung und  
-erweiterung - Kredit über CHF 30.18 Mio.: Abnahme der Schlussabrechnung 

Am 18. Juni 2018 wurde von der Gemeindeversammlung ein Kredit für die Schulraumplanung 
und -sanierung über CHF 30.18 Mio. genehmigt. Dieser beinhaltet Umsetzungs-Projekte der 
Zentralisierung der Musikschule (Aufstockung) sowie der Schulraumerweiterung bzw. -sanierung 
der Schulhäuser Birspark, Kirchmatt und Sternenfeld inkl. der teilweise Umgestaltung der jewei-
ligen Aussenräume. 

Die abgerechneten Kosten für das Projekt (Zentralisierung Musikschule und Projektkosten für 
Schulraumsanierung und -erweiterung) belaufen sich auf CHF 21'723'861.74. Sie liegen somit 
CHF 8'456'138.26 bzw. 28.0% unter dem Kredit.  

Im Verlauf des Projektes mussten gewisse einzelne Änderungen und Anpassungen vorgenom-
men werden. Daraus entstehende Mehrkosten wurden an anderen Orten wieder eingespart. Die 
umgesetzten Projekte konnten mit einem Minderaufwand von gesamthaft CHF 762'138.26 reali-
siert werden. Die im Rahmen des Kredites nicht umgesetzten Projekte (Massnahmen Kirchmatt 
sowie Aussenraum- und Umgebungsgestaltung Kirchmatt/Sternenfeld) werden zu einem späte-
ren Zeitpunkt als separates Projekt oder im Rahmen anderer Projekte realisiert. 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung zu beschliessen, dass die Schlussab-
rechnung der Sondervorlage „Schulraumplanung und –sanierung: Projekt Zentralisierung Musik-
schule und Projektkosten für Schulraumsanierung und -erweiterung - Kredit über CHF 30.18 Mio“, 
welche eine Kreditunterschreitung von CHF 8'456'138.26 ausweist, von der Gemeindeversamm-
lung abgenommen wird. 

 

 

  



Primarschulhäuser und Musikschule - Kredit über CHF 880'000.-- für Schulmobiliar: Ab-
nahme der Schlussabrechnung 

Am 8. April 2019 wurde von der Gemeindeversammlung für die Primarschulen und Musikschule 
ein Kredit von CHF 880'000.-- für Schulmobiliar bewilligt. Er beinhaltete die Beschaffung und Er-
neuerung von neuem Schulmobiliar und Equipment. 

Die abgerechneten Kosten für das Schulmobiliar (Primarschulhäuser und Musikschule) belaufen 
sich auf total CHF 717'812.-. Sie liegen somit CHF 162'188.- bzw. 18.4% unter dem Kredit. 

Die Kreditunterschreitung von rund CHF 162'000.- setzt sich aus den folgenden Elementen zu-
sammen: 

- Von der Grobplanung bis zur fertigen Ausrüstung der teilweise neu erstellten Räumlichkei-
ten, musste Anpassungen vorgenommen werden. 

- Im Verlauf des Projektes gab es verschiedene negative und positive Kostenabweichungen. 
In der Gesamtheit haben sich diese die Waage gehalten. 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung zu beschliessen, dass die Schlussab-
rechnung der Sondervorlage „Schulmobiliar für Primarschulhäuser und Musikschule - Kredit über 
CHF 880'000", welche eine Kreditunterschreitung von CHF 162'188.- ausweist, von der Gemein-
deversammlung abgenommen wird. 

 

 

Jahresbericht und Jahresrechnung 2024 

Die Gemeinde Birsfelden schliesst das Jahr 2024 mit einem Gewinn von CHF 1.4 Mio. ab. Das 
entspricht einer Verbesserung gegenüber 2023 um CHF 4 Mio., liegt aber CHF 5.5 Mio. unter 
dem Budget. Hauptursache für die Differenzen sind tiefere Buchgewinne aus Arealentwicklungen, 
die 2024 CHF 12.8 Mio. betrugen – CHF 1.1 Mio. weniger als budgetiert. Verzögerungen bei der 
Rechtskraft von Quartierplänen führen dazu, dass gewisse Buchgewinne erst 2025 anfallen. 

Die Bilanz weist per Ende 2024 einen um den Jahresgewinn erhöhten Bilanzüberschuss von CHF 
19.8 Mio. aus, während die verzinslichen Schulden auf hohe CHF 61 Mio. ansteigen. 

Die finanzielle Lage bleibt problematisch: Das strukturelle Defizit liegt bereinigt zwischen CHF -5 
Mio. und CHF -6 Mio., die hohe Verschuldung gefährdet die finanzielle Leistungsfähigkeit der 
Gemeinde. Der Gemeinderat betont die Bedeutung zusätzlicher Einnahmen aus Arealentwick-
lungen. Da diese aber mittelfristig wirken und das Defizit nicht vollständig decken, sind weitere 
Entlastungsmassnahmen unumgänglich. 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung zu beschliessen, dass die Jahresrech-
nung 2024, die mit einem Überschuss von CHF 1'436'283.- abschliesst, sowie der Jahresbericht 
2024 genehmigt wird. 
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Vorlage an die Gemeindeversammlung 6/25 

 

 

TRAKTANDUM NR. 1 
 
 
Protokoll der 1. Gemeindeversammlung des Jahres 2025 
 
 
1. Beschlussprotokoll der Gemeindeversammlung vom 16. Dezember 2024 

Empfehlung der Gemeindekommission 

Die Gemeindekommission empfiehlt der Gemeindeversammlung einstimmig den Antrag des 
Gemeinderates zu genehmigen.  

Beratung und Beschlussfassung der Gemeindeversammlung 

://: Das Beschlussprotokoll der Gemeindeversammlung vom 16. Dezember 2024 wird 
grossmehrheitlich mit wenigen Gegenstimmen und Enthaltungen genehmigt. 

Dieser Beschluss untersteht nicht dem fakultativen Referendum. 

 
 
2. Teilrevision Polizeireglement 

Empfehlung der Gemeindekommission 

Die Gemeindekommission hat im Rahmen ihrer Sitzung vom 17. März 2025 den Antrag des Ge-
meinderates (auf Basis der Erläuterungen zur Gemeindeversammlung) einstimmig zur An-
nahme empfohlen. 

Beratung und Beschlussfassung der Gemeindeversammlung 

://: Stillschweigend wird Eintreten beschlossen. 

://: Der Antrag von Urs Hänger auf Neuformulierung des ersten Satzes von § 31a Abs. 
5 "Die automatisch erfassten Daten, d. h. nur die Kontrollschilddaten von Fahrzeu-
gen, werden wie folgt vernichtet: (…)" wird mit 36 Ja-Stimmen, 31 Nein-Stimmen 
und 6 Enthaltungen angenommen. 

://: Der Antrag des Gemeinderats auf Neuformulierung von § 31a Abs. 3 "Die Gemein-
depolizei erstellt die White-List mittels periodischen Online-Zugriffs auf geeignete 
Fahrzeugzulassungsregister" wird grossmehrheitlich mit wenigen Gegenstimmen 
und Enthaltungen angenommen. 

://: Der Antrag des Gemeinderats auf Neuformulierung von § 37 Abs. 1 "Die Gemeinde-
polizei beurteilt Übertretungen von Gemeindereglementen im Ordnungsbussenver-
fahren, die in der Ordnungsbussenliste in Anhang 1 zu diesem Reglement aufge-
führt sind, sowie von Strassenverkehrsvorschriften, die im Ordnungsbussenverfah-
ren geahndet werden" wird grossmehrheitlich mit wenigen Gegenstimmen und Ent-
haltungen angenommen. 
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://: Grossmehrheitlich mit wenigen Gegenstimmen wird beschlossen: 

Die Teilrevision des Polizeireglements (Anpassung Ingress, neuer § 31a sowie teilweise 
Anpassung von § 37 und § 38) wird genehmigt. 

Dieser Beschluss untersteht dem fakultativen Referendum. 

 
 
3. Teilrevision Reglement Musikschule 

Empfehlung der Gemeindekommission 

Die Gemeindekommission hat im Rahmen ihrer Sitzung vom 17. März 2025 den Antrag des Ge-
meinderates (auf Basis der Erläuterungen zur Gemeindeversammlung) wie folgt beurteilt: 

Die Gemeindekommission beantragt mit 8 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme und 4 Enthaltungen auf 
die Erhöhung der Miete der Musikinstrumente auf CHF 150 im Jahr 2027 zu verzichten. 

Die Gemeindekommission empfiehlt der Gemeindeversammlung den Antrag des Gemeindera-
tes mit der oben genannten Änderung mit 11 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme und 1 Enthaltung zu 
genehmigen. 

Beratung und Beschlussfassung der Gemeindeversammlung 

://: Stillschweigend wird Eintreten beschlossen. 

://: Der Antrag der Gemeindekommission auf die Erhöhung der Miete der Musikinstru-
mente auf CHF 150 im Jahr 2027 zu verzichten wird grossmehrheitlich mit wenigen 
Gegenstimmen und Enthaltungen angenommen. 

://: Grossmehrheitlich mit wenigen Gegenstimmen und Enthaltungen wird beschlossen: 

Die Anpassung in § 2 Kostenbeiträge sowie im Anhang (neue Kostenbeiträge) des Regle-
ments betreffend die Musikschule Birsfelden werden genehmigt. 

Dieser Beschluss untersteht dem fakultativen Referendum. 

 
 
4. Aufhebung des "Reglements betreffend die Erschliessung und Ausbeutung von Ma-

terialgruben in der Gemeinde Birsfelden" 

Empfehlung der Gemeindekommission 

Die Gemeindekommission hat im Rahmen ihrer Sitzung vom 17. März 2025 den Antrag des Ge-
meinderates (auf Basis der Erläuterungen zur Gemeindeversammlung) einstimmig zur An-
nahme empfohlen. 
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Beratung und Beschlussfassung der Gemeindeversammlung 

://: Stillschweigend wird Eintreten beschlossen. 

://: Grossmehrheitlich mit einer Enthaltung wird beschlossen: 

Das "Reglement betreffend die Erschliessung und Ausbeutung von Materialgruben in der 
Gemeinde Birsfelden" wird aufgehoben. 

Dieser Beschluss untersteht dem fakultativen Referendum. 

 
 
5. Anträge 

Gemeindepräsident Ch. Hiltmann informiert, dass keine neuen Anträge eingereicht wurden. 

 

 

Birsfelden, 7. April 2025 
 

NAMENS DER GEMEINDEVERSAMMLUNG 

 
 
 
Ch. Hiltmann M. Schürmann 
Gemeindepräsident Leiter Gemeindeverwaltung 
 
 
 

Antrag 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung zu beschliessen: 

Das Beschlussprotokoll der Gemeindeversammlung vom 7. April 2025 wird  
genehmigt. 

Dieser Beschluss untersteht nicht dem fakultativen Referendum. 

 

GEMEINDERAT BIRSFELDEN 

 
 
 
Ch. Hiltmann M. Schürmann 
Gemeindepräsident Leiter Gemeindeverwaltung 
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Vorlage an die Gemeindeversammlung 7/25 

 

 

TRAKTANDUM NR. 2 

 
Schaffung der Möglichkeit zur Objektfinanzierung im Frühbereich: Anpassung von § 2 Ab-
satz 4 im FEB-Reglement 

 

1. Ausgangslage 

1.1 Antrag der SP Birsfelden zuhanden der Gemeindeversammlung vom 16. Dezember 2024 

Zuhanden der Gemeindeversammlung vom 16. Dezember 2024 hat die SP Birsfelden (vertreten 
durch Silea Häusermann, Bernadette Hauert und Maria Sipilov) den folgenden Antrag gemäss  
§ 68 eingereicht: 

"Damit der Gemeinderat die Möglichkeit hat, Kitas, die in finanzielle Schwierigkeiten kommen 
oder die neu gegründet werden, bei Bedarf finanziell zu unterstützten, beantragen wir im Namen 
der SP Birsfelden der Gemeindeversammlung die folgende Anpassung des «Reglements über 
die familienergänzende Kinderbetreuung (FEB-Reglement)» vom 26. September 2016, gültig ab 
01. Januar 2021 (Änderung gelb hinterlegt):   

§ 2 Grundsatz 

(…) 
4 Die Gemeinde Birsfelden kann im Bereich der Tagesbetreuung (Frühbereich) und im Bereich 
der schulergänzenden Tagesstrukturen mit privaten Betreuungseinrichtungen Leistungsverein-
baren abschliessen und an sie finanzielle Beiträge ausrichten (Objektfinanzierung)." 

 

1.2 Weitere Rahmenbedingungen 

 

1.2.1 Anstehende Totalrevisionen des FEB-Reglements 

Das Birsfelder FEB-Reglement stammt in den Grundzügen aus dem Jahr 2016 und wurde per 
1.1.2017 in Kraft gesetzt. Zu Beginn der Jahre 2019 sowie 2021 wurden geringfügige Anpassun-
gen (Teilrevisionen) vorgenommen. 

Aufgrund der aktuellen Situation zeichnet sich mittelfristig eine Totalrevision des FEB-Regle-
ments ab. 

1.2.2 Kanton: SP-Initiative (Gratis Kitas für alle) und Gegenvorschlag der Regierung 

Die SP Baselland hat im Jahr 2021 die nichtformulierte Initiative "Gebührenfreie Kinderbetreuung 
für alle Familien" eingereicht. Diese fordert für alle Gemeinden im Kanton Baselland eine kosten-
lose familienergänzende Bildung und Betreuung in Kitas, Tagesfamilien und Spielgruppen bis 
zum Eintritt in die erste Primarklasse. Zudem sollen die Arbeitsbedingungen und die Qualität in 
den Organisationen verbessert werden. 

Aufgrund eines Entscheids des Landrats muss die Baselbieter Regierung bis Mitte 2025 einen 
Gegenvorschlag ausarbeiten.  

1.2.3 Situation der Kitas im näheren und weiteren Umfeld 

Die Massnahmen im Kanton Basel-Stadt im Frühbereich (v.a. Erhöhung der Unterstützungsbei-
träge für Eltern sowie Erhöhung der Löhne für Mitarbeitende in Kitas im Kanton BS) hatten und 
haben Auswirkungen auf das unmittelbare Umfeld (v.a. Birs- und Leimental): 
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• Aufgrund der attraktiveren Arbeitsbedingungen in den Kitas im Kanton Basel-Stadt haben die 
Kitas im Kanton Basel-Landschaft zunehmend Mühe, bestehendes Personal zu halten 
und/oder neues Personal zu finden. 

• Die zuständige Abteilung der Gemeindeverwaltung hat Kenntnisse von Eltern, die ihre Kinder 
abgemeldet haben und nach Basel gezogen sind. Sollten das nicht nur Einzelfälle, sondern 
eine allgemeine Tendenz sein, kann das zu einem Nachfragerückgang und in der Folge zu 
zusätzlichen finanziellen Schwierigkeiten bei den Kitas führen. 

• In den letzten Jahren schlossen mit Bambi und Vitra bereits zwei Kitas. Sie gaben dabei wirt-
schaftliche Gründe für die Schliessung an. 

Der Austausch mit anderen Gemeinden bestätigt die schwierige Situation. An einem Treffen in 
Reinach im August 2024 haben sich die Birsstadt Gemeinden ausgetauscht und einen Brief an 
die Regierung BL verfasst. Darin wird die Dringlichkeit einer kantonalen Lösung festgehalten. 

In einzelnen Gemeinden im Leimental wurden bereits Sofortmassnahmen ergriffen. In Binningen, 
Bottmingen, Oberwil und Therwil beispielsweise wurden Gelder für Objektfinanzierung budgetiert, 
welche im 2025 ausbezahlt werden sollen. Ob und in welchem Umfang diese Massnahmen Er-
folge zeigen, und was die finanziellen Folgen daraus sind, kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht ab-
schliessend beurteilt werden. 

 

2. Erwägungen 

Im Jahr 2017 wurde mit dem damals neuen FEB-Reglement von der Objekt- auf die Subjektfi-
nanzierung umgestellt. Statt der Kitas wurden die Eltern bei der familienergänzenden Kinderbe-
treuung direkt unterstützt. Dank diesem Systemwechsel ist die Unterstützung gerechter und er-
reicht jene Personen, die sie benötigen. 

Der Gemeinderat anerkennt grundsätzlich, dass die Situation der Kitas aktuell herausforderungs-
voll ist.  

Aus Sicht des Gemeinderats müssen die folgenden Aspekte im Zusammenhang mit dem vorlie-
genden Antrag berücksichtigt werden: 

• Mit der beantragten Anpassung des FEB-Reglements wird die Möglichkeit geschaffen, Kitas 
als Betriebe finanziell zu unterstützen. Eine wirksame Objektfinanzierung könnte weitrei-
chende finanzielle Auswirkungen haben, allerdings sind genaue Aussagen dazu zum jetzigen 
Zeitpunkt sehr schwierig.  

• Die Kriterien für den Erhalt einer finanziellen Unterstützung im Rahmen der Objektfinanzierung 
müssen gemäss heutigem Kenntnisstand in der FEB-Verordnung geregelt werden. Eine gute 
Lösung wird Zeit in Anspruch nehmen. 

• Ob, wann und in welchem Umfang mit einer kantonalen Lösung gerechnet werden kann, lässt 
sich zum jetzigen Zeitpunkt kaum abschätzen. Aufgrund vergangener Erfahrungen mit ähnli-
chen Themen, muss damit gerechnet werden, dass kantonale Subventionen frühestens An-
fang 2027 verfügbar wären. 

 

3. Vernehmlassung 

In der Zeit von Mitte März bis Mitte April wurde die Vernehmlassung durchgeführt. 

Seitens Birsfelder Parteien haben sich die EVP Birsfelden – Muttenz, die SP Birsfelden sowie die 
Grünen Birsfelden an der Vernehmlassung beteiligt. Die Vernehmlassung der Grünen und der 
SP beinhalten eine Zustimmung zum Antrag. Die EVP stimmt einer Anpassung des FEB-Regle-
ments zum jetzigen Zeitpunkt nicht zu. Sie erwähnt die schwierige finanzielle Lage der Gemeinde 
und die nichtvorhandenen Kriterien der Finanzierung. Sie empfiehlt die Entwicklung im Kanton 
Baselland abzuwarten und plädiert auf eine einheitliche kantonale Lösung. 

Eine Übersicht der Vernehmlassungen finden sich in der synoptischen Darstellung (siehe Anhang 
1). 
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4. Fazit 

In der Gesamtabwägung aller Aspekte und aufgrund der Vernehmlassung (siehe 3. Vernehmlas-
sung) ist der Gemeinderat zum Schluss gekommen, dass der vorliegende Antrag der SP Birsfel-
den und damit die Anpassung von § 2 Abs 4 des FEB-Reglements der Gemeindeversammlung 
zur Annahme empfohlen werden soll. 

Durch eine Anpassung der Finanzierung hätte die Gemeinde die Möglichkeit, nicht nur Eltern, 
sondern auch die Institutionen direkt zu fördern. Damit besteht die Chance, die bestehenden Kin-
dertagesstätten finanziell zu stabilisieren. Aktuell gibt es in der Gemeinde nur noch zwei Kitas mit 
begrenzten Platzkapazitäten (62 und 20 Plätze). Um eine weitere Schliessung zu verhindern, 
wäre es sinnvoll, die Möglichkeit einer Objektfinanzierung auch für den Frühbereich in Betracht 
zu ziehen. 

Der Gemeinderat weicht damit bewusst vom Grundsatz aus dem Jahr 2017 ab, dass die Subjekt-
finanzierung das "bessere System" ist. Durch die Einführung der Möglichkeit der Objektfinanzie-
rung im Bereich der Tagesbetreuung (Frühbereich) wird die notwendige gesetzliche Grundlage 
geschaffen, um Kitas in ausserordentlichen Situationen punktuell zu unterstützen. 

Im Falle einer weiteren Schliessung einer Kita wären auch alle Eltern betroffen, die keine Sub-
jektfinanzierung erhalten. Kitas verbessern die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit. 
Damit verhindern sie das (vorübergehende) Ausscheiden aus dem Erwerbsleben, erhalten Karri-
erechancen und steigern insgesamt die Attraktivität der Gemeinde. 

Damit die Objektfinanzierung umgesetzt werden kann, müssen transparente, überprüfbare und 
faire Vergabekriterien definiert werden. In anderen Gemeinden wie Therwil, Binningen und Ober-
wil laufen derzeit Verhandlungen mit den Kitas über eine solche Finanzierung. Ein entscheiden-
der Faktor dabei ist die Kooperationsbereitschaft der Kitas, insbesondere in Bezug auf die Offen-
legung ihrer finanziellen Daten. 

 

5. Synoptische Darstellung (Vergleich "aktuell zu Vorschlag neue Version") 

Aktuelle Version Vorschlag neue Version 

§ 1 bleibt unverändert 

§ 2 Grundsatz § 2 Grundsatz 

1 Die Gemeinde unterstützt für Kinder bis 
zum Abschluss der Primarstufe ein bedarfs-
gerechtes Angebot an Kinderbetreuung. 
2 Die Unterstützung durch die Gemeinde ver-
folgt folgende Ziele: 

a. Erleichtern der Vereinbarkeit von Familie 
und beruflicher Tätigkeit. 

b. Verhindern der Abhängigkeit von der Sozi-
alhilfe. 

c. Erleichtern der beruflichen Aus- und Wei-
terbildung, oder des Wiedereinstiegs in eine 
berufliche Tätigkeit. 

d. Ermöglichen von Eingliederungsmassnah-
men der Arbeitslosenversicherung oder der 
Invalidenversicherung. 

e. Umsetzen der Empfehlungen oder Verfü-
gungen einer kantonalen oder kommunalen 
Behörde oder Fachstelle zum Schutz oder 
Wohl des Kindes. 
3 Die Unterstützung erfolgt als Subjektfinan-
zierung mittels Betreuungsgutscheinen. 

Absätze 1,2 und 3 bleiben unverändert 
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Aktuelle Version Vorschlag neue Version 

4 Die Gemeinde Birsfelden kann im Bereich 
der schulergänzenden Tagesstrukturen mit 
privaten Betreuungseinrichtungen Leistungs-
vereinbarungen abschliessen und an sie fi-
nanzielle Beiträge ausrichten (Objektfinanzie-
rung). 

4 Die Gemeinde Birsfelden kann im Bereich 
der Tagesbetreuung (Frühbereich) und im Be-
reich der schulergänzenden Tagesstrukturen 
mit privaten Betreuungseinrichtungen Leis-
tungsvereinbarungen abschliessen und an sie 
finanzielle Beiträge ausrichten (Objektfinan-
zierung). 

§ 3 bis 15 bleiben unverändert 

 
6. Finanzierung 

Die finanziellen Folgen der Einführung der Möglichkeit der Objektfinanzierung im Frühbereich 
lassen sich zum jetzigen Zeitpunkt zu wenig konkret abschätzen (siehe auch Kapitel 2 Erwägun-
gen). Sie sind abhängig von der konkreten Ausgestaltung der "Anwendungskriterien", die in der 
FEB-Verordnung durch den Gemeinderat geregelt werden müssen. Schliesslich sind sie abhän-
gig von der effektiven Nachfrage, welche zum jetzigen Zeitpunkt nicht genauer bekannt ist.  

Bevor Kitas effektiv finanziell unterstützt werden können, ist ein Budgetbeschluss der Gemeinde-
versammlung notwendig, mit dem die nötigen finanziellen Mittel bereitgestellt werden. 

 

7. Weiteres Vorgehen 

Nach Genehmigung des Reglements durch die Gemeindeversammlung und dem (unbenutzten) 
Ablauf der Referendumsfrist wird das teilrevidierte FEB-Reglement der Sicherheitsdirektion des 
Kantons Basel-Landschaft zur Genehmigung vorgelegt. 

Sobald diese erfolgt ist, wird der Gemeinderat das teilrevidierte FEB-Reglement sowie die ange-
passte FEB-Verordnung auf einen geeigneten Termin in Kraft setzen. 

 

8. Antrag 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung zu beschliessen: 
 

Die Anpassung von § 2 Absatz 4 im FEB-Reglement (Schaffung der Möglichkeit zur Objekt-
finanzierung im Frühbereich) wird angenommen. 

 

Dieser Beschluss untersteht dem fakultativen Referendum. 

 

 

Birsfelden, 6. Mai 2025, GRB Nr. 2025-185 

 

GEMEINDERAT BIRSFELDEN 

 
 
 
 
Ch. Hiltmann M. Schürmann 
Gemeindepräsident Leiter Gemeindeverwaltung 

 

 

ANHANG 1: Synoptische Darstellung inklusive Rückmeldungen aus der Vernehmlassung 
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ANHANG 1 

 

Synopse Teilrevision FEB-Reglement 

 
Die Änderungen im Vorschlag zur neuen Version gegenüber der aktuellen Version sind gelb markiert. 

Aktuelle Version Neue Version Begründung 

A. Allgemeine Bestimmungen A. Allgemeine Bestimmungen  

§ 1 bleibt unverändert 

§ 2 Grundsatz 
1 Die Gemeinde unterstützt für Kinder bis zum 
Abschluss der Primarstufe ein bedarfsgerech-
tes Angebot an Kinderbetreuung. 
2 Die Unterstützung durch die Gemeinde ver-
folgt folgende Ziele: 

a. Erleichtern der Vereinbarkeit von Familie 
und beruflicher Tätigkeit. 

b. Verhindern der Abhängigkeit von der Sozi-
alhilfe. 

c. Erleichtern der beruflichen Aus- und Weiter-
bildung, oder des Wiedereinstiegs in eine be-
rufliche Tätigkeit. 

d. Ermöglichen von Eingliederungsmassnah-
men der Arbeitslosenversicherung oder der In-
validenversicherung. 

e. Umsetzen der Empfehlungen oder Verfü-
gungen einer kantonalen oder kommunalen 
Behörde oder Fachstelle zum Schutz oder 
Wohl des Kindes. 

§ 2 Grundsatz 
1 Die Gemeinde unterstützt für Kinder bis zum 
Abschluss der Primarstufe ein bedarfsgerech-
tes Angebot an Kinderbetreuung. 
2 Die Unterstützung durch die Gemeinde ver-
folgt folgende Ziele: 

a. Erleichtern der Vereinbarkeit von Familie 
und beruflicher Tätigkeit. 

b. Verhindern der Abhängigkeit von der Sozi-
alhilfe. 

c. Erleichtern der beruflichen Aus- und Weiter-
bildung, oder des Wiedereinstiegs in eine be-
rufliche Tätigkeit. 

d. Ermöglichen von Eingliederungsmassnah-
men der Arbeitslosenversicherung oder der In-
validenversicherung. 

e. Umsetzen der Empfehlungen oder Verfü-
gungen einer kantonalen oder kommunalen 
Behörde oder Fachstelle zum Schutz oder 
Wohl des Kindes. 

 

Absatz 1 und 2 bleiben unverändert 
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Aktuelle Version Neue Version Begründung 

§ 2 Grundsatz (Fortsetzung) 
3 Die Unterstützung erfolgt als Subjektfinanzie-
rung mittels Betreuungsgutscheinen. 
4 Die Gemeinde Birsfelden kann im Bereich 
der schulergänzenden Tagesstrukturen mit 
privaten Betreuungseinrichtungen Leistungs-
vereinbarungen abschliessen und an sie fi-
nanzielle Beiträge ausrichten (Objektfinanzie-
rung). 

§ 2 Grundsatz (Fortsetzung) 
3 Die Unterstützung erfolgt als Subjektfinanzie-
rung mittels Betreuungsgutscheinen. 
4 Die Gemeinde Birsfelden kann im Bereich 
der Tagesbetreuung (Frühbereich) und im Be-
reich der schulergänzenden Tagesstrukturen 
mit privaten Betreuungseinrichtungen Leis-
tungsvereinbarungen abschliessen und an sie 
finanzielle Beiträge ausrichten (Objektfinanzie-
rung). 

 

Absatz 3 bleibt unverändert 
 

Absatz 4 soll gemäss Antrag der SP Birsfel-
den mit der gelb markierten Textstelle ergänzt 
werden. 

 

§ 3 bis 15 bleiben unverändert 

 

 

Allgemeine Rückmeldungen oder Fragen aus der Vernehmlassung: 

Grünen: Die Grünen Birsfelden unterstützen die geplante Änderung des Reglements für die familienergänzende Kinderbetreuung, welche der 
Gemeindeversammlung vom 23. Juni 2025 vorgelegt werden soll. Von Seiten der Grünen gibt es keine ergänzenden Anträge.  

Der Gemeinderat wird aber gebeten, noch im Vorfeld der Gemeindeversammlung deutlich Stellung zu nehmen, ob er die Änderung selbst unter-
stützt: Aus den bisher vorliegenden Unterlagen gehen nur eine Liste mit Vor- und Nachteilen hervor, aber keine abschliessende Einschätzung von 
Seiten des Gemeinderats zum formulierten Antrag der SP. 
 

Zur Begründung: 

Die vorgelegte Änderung sieht vor, dass die Gemeinde Birsfelden im Bereich der Tagesbetreuung und der schulergänzenden Tagesstrukturen 
Leistungsvereinbarungen mit privaten Betreuungseinrichtungen abschliessen und finanzielle Beiträge ausrichten kann. Diese Massnahme ist ein 
wichtiger Schritt, um die Kinderbetreuung in Birsfelden zu stabilisieren und langfristig zu sichern. 

1. Stabilisierung der bestehenden Kitas: Die Einführung der Objektfinanzierung ermöglicht es, die bestehenden Kitas finanziell zu unterstützen. 
Dies ist besonders wichtig, da die wirtschaftlichen Herausforderungen in den letzten Jahren zur Schliessung von zwei Kitas geführt haben. Durch 
die direkte Unterstützung der Institutionen können wir sicherstellen, dass die verbleibenden Kitas ihren Betrieb aufrechterhalten und ihre Qualität 
weiterhin gewährleisten können. 
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2. Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf: Eine stabile und ausreichende Kinderbetreuung ist entscheidend für die Vereinbarkeit von 
Familie und Erwerbstätigkeit. Viele Eltern sind auf Betreuungsplätze angewiesen, um ihrer Arbeit nachgehen zu können. Die Änderung des Reg-
lements trägt dazu bei, dass Eltern in Birsfelden weiterhin die Möglichkeit haben, ihre Kinder in der Nähe betreuen zu lassen, ohne auf weit 
entfernte oder teure Alternativen ausweichen zu müssen. 

3. Transparente und faire Vergabekriterien: Die Umsetzung der Objektfinanzierung erfordert transparente und überprüfbare Vergabekriterien. Wir 
sind zuversichtlich, dass die Gemeinde Birsfelden in Zusammenarbeit mit den Kitas faire und nachvollziehbare Kriterien entwickeln wird. Andere 
Gemeinden, wie Therwil, Binningen und Oberwil, haben bereits positive Erfahrungen mit der Umsetzung solcher Finanzierungsmodelle gemacht. 

4. Budgetbelastung der Gemeinde: Die finanziellen Auswirkungen der Änderung müssen sorgfältig geprüft werden. Da es sich um eine Kann-
Bestimmung handelt, hat die Gemeinde die Flexibilität, die Höhe der Beiträge an die tatsächlichen Bedürfnisse anzupassen. Zudem ist diese 
Massnahme als Übergangslösung gedacht, bis der Kanton eine langfristige Subventionslösung bereitstellt. 

5. Indirekte Unterstützung der Eltern: Auch wenn die Unterstützung primär den Kitas zugutekommt, profitieren letztlich auch die Eltern davon. 
Stabile und qualitativ hochwertige Kitas tragen zur Zufriedenheit und Sicherheit der Eltern bei und ermöglichen es ihnen, ihrer Erwerbstätigkeit 
nachzugehen. 

6. Attraktivität der Gemeinde steigern: Eine zuverlässige Kinderbetreuung ist ein wichtiger Faktor für die Attraktivität einer Gemeinde. Durch die 
Sicherstellung ausreichender Kita-Plätze kann Birsfelden neue Familien anziehen und die Lebensqualität für bestehende Einwohner verbessern. 
Dies ist besonders wichtig im Hinblick auf die an vielen Standorten geplanten neuen Wohnungen. 
 

Die Grünen Birsfelden unterstützen daher den Antrag der SP und rufen die Gemeindeversammlung auf, am 23. Juni 2025 für die Änderung des 
Reglements zu stimmen. Gemeinsam können wir die Kinderbetreuung in Birsfelden stärken und die Zukunft unserer Gemeinde positiv gestalten. 
 

SP: Die SP Birsfelden begrüsst die Teilrevision des FEB-Reglements ausdrücklich und steht als Antragstellerin der Teilrevision vollumfänglich 
hinter der vorgeschlagenen Anpassung. 
Die Gemeinde Birsfelden unterstützt auf der rechtlichen Grundlage des FEB-Reglements ein bedarfsgerechtes Angebot an Kinderbetreuung für 
Kinder im Früh- und im Schulbereich mit dem Hauptziel, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu erleichtern. 
Bislang kann die Gemeinde nur im Bereich der schulergänzenden Tagesstrukturen finanzielle Beiträge ausrichten, also für Betreuung der Kinder 
ab dem Kindergartenalter bis zum Abschluss der Primarstufe. Mit der nun vorgeschlagenen Revision würde für die Gemeinde die rechtliche 
Grundlage geschaffen werden, um auch Betreuungsangebote im sogenannten Frühbereich in den Kindertagesstätten (Kitas) für Kinder ab drei 
Monaten bis zum Kindergarteneintritt gezielt zu unterstützen. Die SP Birsfelden hält diese Anpassung für dringend notwendig, weil:  
 

– die Kitas in Birsfelden unter starkem Druck stehen: Es fehlt an Personal, Räumen und bezahlbaren Plätzen. Für viele Familien sind die 
heutigen Kosten kaum tragbar. Seit dem der Kanton Basel-Stadt seine Subventionen deutlich erhöht hat, verschärft sich der Konkurrenzdruck 
zusätzlich. Birsfelden zählt aktuell nur noch zwei Kitas. Die Gemeinde muss die Möglichkeit erhalten, die Versorgung mit Kita-Plätzen aktiv zusi-
chern – im Interesse berufstätiger Eltern und einer familienfreundlichen Gemeindeentwicklung.  
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– eine gute familienergänzende Betreuung eine Frage der Gleichstellung ist: Wenn der Kita-Zugang fehlt, sind es meist die Mütter, die ihre 
Erwerbsarbeit reduzieren oder ganz aufgeben. Grosseltern, Familienmitglieder und Bekannte können die Kinderbetreuung meistens nur zu ei-
nem kleinen Teil übernehmen. Es ist daher wichtig, dass die Gemeinde selbst die Kompetenz hat, die finanzielle Situation der Kitas zu verbes-
sern, zumindest vorübergehend, bis es eine kantonale Lösung dafür gibt. Viele andere Gemeinden gehen hier mit gutem Beispiel voran und 
leisten bereits heute direkte Subventionen an die Kitas. 

Aus Sicht der SP Birsfelden ist die vorgeschlagene Änderung des FEB-Reglements ein entscheidender Schritt hin zu einer solidarischen Famili-
enpolitik auf kommunaler Ebene, mit welcher weitere Kita-Schliessungen notfalls verhindert werden und Neugründungen von Kitas gefördert 
werden können. Deshalb empfehlen wir der Gemeindeversammlung die Annahme der Teilrevision. 
 

EVP: Wir sehen es mit der momentan finanziell schwierigen Lage unserer Gemeinde als eine fragwürdige Strategie, rasch möglichst (ab Anfang 
2026 ist abzusehen, da fast sicher ein Antrag folgen wird für das Budget 2026 an der Gemeinde-Versammlung und dieser durchaus Chancen 
haben könnte) im finanziellen Blindflug mit dem Kanton Basel-Stadt konkurrenzieren zu wollen. Wenn wir im FEB-Reglement überstürzt mittels 
dem vorgeschlagenen Text die Türe öffnen würden, ist gleichzeitig überhaupt noch nicht klar für uns:  
Welche Beträge würden bestehenden oder neuen KITA’s helfen, zu überleben oder neu zu starten? Welche Konsequenzen hätte es, wenn KITA’s 
dennoch den Betrieb kurz-mittelfristig einstellen würden? (Eingesetzte Gelder der Gemeinde wären für immer verloren?) Welche zusätzlichen 
finanziellen Kosten kommen auf die politische Gemeinde zu in den nächsten 1-3 Jahren, z.T. dadurch, dass der Kanton BL einige Kosten neu an 
die Gemeinden überwälzen wird? Welche finanziellen Auswirkungen entstehen durch die zeitlich massiv verschobenen Bauprojekte (Quartier-
pläne) in Birsfelden? Würden nur KITA’s (neu teilweise auch objekt-finanziert) oder kämen auch Beträge für alternative Modelle in Frage, z.B. 
Tagesfamilien mit Wohnsitz in Birsfelden? 

Warum wird nicht die in BL geplante kantonale Abstimmung und deren Abstimmungsresultat zur Thematik finanzielle KITA-Unterstützung im 1. 
Halbjahr 2026 abgewartet? Wir ziehen eine einheitliche, kantonale Lösung vor. Darum sind wir im 2025 nicht für die vorgeschlagene «kann-
Lösung/Anpassung» zu haben. Somit sind wir (mehrheitlich) gegen eine Vorlage an die politische Gemeindeversammlung im 2025. 
Sollte dieses kantonale Abstimmungs-Resultat ablehnend sein im 2026 und wären die finanziellen Konsequenzen bei einer finanziellen Unterstüt-
zung der KITA’s in Birsfelden bis dann hoffentlich klarer, könnte eine Anpassung wie jetzt im FEB-Reglement vorgeschlagen für 2025 eventuell 
«erstmals im 2026» der politischen Gemeindeversammlung zur Beschlussfassung vorgelegt werden 
 

Stellungnahme des Gemeinderates: 

- Zu den Hinweisen der EVP: 

Der Gemeinderat weist darauf hin, dass die kantonale Entwicklung zum jetzigen Zeitpunkt schwer abzuschätzen ist. Ob, wann und in welchem 
Umfang mit einer kantonalen Lösung gerechnet werden kann, lässt sich kaum abschätzen. Aufgrund vergangener Erfahrungen mit ähnlichen 
Themen, muss damit gerechnet werden, dass erst Anfang 2027 kantonalen Subventionen verfügbar wären. 
- Zu den Hinweisen der Grünen: 

Der Gemeinderat legt in der Vorlage seine Haltung dar. 
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Vorlage an die Gemeindeversammlung 8/25 

 

 

TRAKTANDUM NR. 3 
 

 

Projekt Zentralisierung Musikschule und Projektkosten für Schulraumsanierung und  
-erweiterung - Kredit über CHF 30.18 Mio.: Abnahme der Schlussabrechnung 

 
 

1. Ausgangslage 

Gemäss § 1 des Verwaltungs- und Organisationsreglementes der Einwohnergemeinde Birsfelden 
hat die Gemeindeversammlung die zusätzliche Befugnis, Schlussabrechnungen von Sondervor-
lagen abzunehmen.  

Am 18. Juni 2018 wurde von der Gemeindeversammlung ein Kredit für die Schulraumplanung 
und -sanierung über CHF 30.18 Mio. genehmigt. Dieser beinhaltet Umsetzungs-Projekte der 
Zentralisierung der Musikschule (Aufstockung) sowie der Schulraumerweiterung bzw. -sanierung 
der Schulhäuser Birspark, Kirchmatt und Sternenfeld inkl. der teilweise Umgestaltung der jewei-
ligen Aussenräume. 

Die Schlussabrechnung der Sondervorlage „Schulraumplanung und –sanierung - Kredit über 
CHF 30.18 Mio." wird der Gemeindeversammlung mit dem folgenden Kurzbericht zur Abnahme 
vorgelegt. 

 

2. Erwägungen 

Bis heute sind die Projekte Musikschule, Birspark und Sternenfeld realisiert. Das Schulhaus 
Kirchmatt sowie die Umgebungsprojekte aus dem Kredit werden nicht umgesetzt, bzw. sollen in 
späteren, separaten Projekten realisiert werden. 

Die abgerechneten Kosten für das Projekt (Zentralisierung Musikschule und Projektkosten für 
Schulraumsanierung und -erweiterung) belaufen sich auf CHF 21'723'861.74. Sie liegen somit 
CHF 8'456'138.26 bzw. 28.0% unter dem Kredit.  
 

Mit der Aufstockung der Musikschule (Oktober 2020 bis Oktober 2021) wurde bei der Umsetzung 
ein Teilprojekt vom Sternenfeldschulhaus gleichzeitig mitrealisiert. Dadurch wurde der Kreditbe-
trag (CHF 1'544'225.-) Objektbezogen mutiert. Die Kostenüberschreitung bei der Musikschule 
von rund CHF 290'000.- ist auf Mehraufwendungen im Bereich Akustik zurückzuführen, welche 
im Kostenvoranschlag nicht vorgesehen waren,  

Bei der Sanierung vom Schulhaus Birspark 1 (Dezember 2019 bis Oktober 2022) wurden die 
Arbeiten planmässig umgesetzt. Bei den Auftragsvergaben wurden keine ausserordentlichen 
Überraschungen verzeichnet und die Projektsteuerung hat sehr kostenbewusst agiert und ent-
schieden.  

Bei der Sanierung vom Sternenfeldschulhaus, inkl. Turnhallen (Oktober 2021 bis Oktober 2022) 
wurden die Arbeiten planmässig umgesetzt. Das kostenmässige Ergebnis ist erfreulich und lässt 
sich durch drei Faktoren erklären: Erstens lag dem Projekt eine sehr gute Planung zugrunde. 
Zweitens wurden bei den Auftragsvergaben ausserordentliche gute Ergebnisse verzeichnet. Drit-
tens hat die Projektsteuerung, auch bei diesem Teilprojekt, sehr kostenbewusst agiert und ent-
schieden. 
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Die Begleitung durch die Bauherrenvertretung hat, durch die Verlängerung der Projektdauer, 
Mehrkosten von CHF 8'819.10 verursacht. 

Der vorgesehene Betrag "Beschaffung Finanzierung Gesamtkredit" würde für die Schulraumpla-
nung und -sanierung nicht benötigt. 

Innerhalb des Projektverlaufs wurde entschieden, das Projekt Schulhaus Kirchmatt sowie die 
Aussenraum- bzw. Umgebungsgestaltung nicht innerhalb des Kredits Schulraumplanung umzu-
setzen. Das Schulhaus Kirchmatt sowie die damit zusammenhängende Aussenraumgestaltung 
wurden im Projekt QP Zentrum integriert. Die Aussenraumgestaltung Sternenfeld wurde aufgrund 
der stark gestiegenen Anforderungen der Nutzungs- und Rahmenbedingungen in ein Einzelpro-
jekt überführt. 

Die daraus sich ergebenden Kostenverschiebungen sind nachstehend abgebildet: 

Objekte  

umgesetzt 

Bewilligter Kre-

dit 

Kredit Mutation Bauabrechnung Differenz 

Aufstockung 

Musikschule 

CHF 3'320'000.- CHF 4'864'225.- 

(+CHF 1'544'225.-) 

CHF 5'154'383.19 CHF +290'158.19 

+ 6.0% 

Massnahmen 

Birspark 

CHF 4'936'000.- - CHF 4'897'963.56 CHF -38'036.44 

- 0.8% 

Massnahmen 

Sternenfeld 

CHF 13'680'000.- CHF 12'135'775.- 

(-CHF 1'544'225.-) 

CHF 11'181'695.64 CHF -954'079.36 

- 7.9% 

Umzüge und 

Entsorgung 

CHF 250'000.- - CHF 231'000.25 CHF -18'999.75 

- 7.6% 

Begleitung Bau-

herrenvertreter 

CHF 250'000.- - CHF 258'819.10 CHF +8'819.10 

+ 3.5% 

Beschaffung  

Finanzierung 

Gesamtkredit 

CHF 50'000.- - Nicht benötigt CHF -50'000.- 

Total umge-

setzte Objekte 

CHF 22'486'000.- CHF 22'486'000.- CHF 21'723'861.74 CHF -762'138.26 

- 3.4% 

Massnahmen 

Kirchmatt 

CHF 5'714'000.- - Nicht umgesetzt CHF -5'714'000.- 

Aussenraum 

und  

Umgebungsge-

staltung 

CHF 1'980'000.- - Nicht umgesetzt CHF -1'980'000.- 

Total  CHF 30'180'000.- CHF 30'180'000.- CHF 21'723'861.74 CHF -8'456'138.26 

- 28.0% 
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Fazit:  

Im Verlauf des Projektes mussten gewisse einzelne Änderungen und Anpassungen vorgenom-
men werden. Daraus entstehende Mehrkosten wurden an anderen Orten wieder eingespart. Die 
umgesetzten Projekte konnten mit einem Minderaufwand von gesamthaft CHF 762'138.26 reali-
siert werden. 

Ausblick: 

Das Projekt Aussenraumgestaltung Sternenfeld wurde gestartet und das Bauprojekt abgeschlos-
sen. Die spätere Umsetzung erfolgt als separates Projekt. Die Sanierung vom Kirchmattschul-
haus (inkl. Aussenraum) wurde in die Planung vom QP Zentrum integriert. 

 

 

3. Antrag 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung zu beschliessen: 
 

Die Schlussabrechnung der Sondervorlage „Schulraumplanung und –sanierung: Projekt 
Zentralisierung Musikschule und Projektkosten für Schulraumsanierung und -erweiterung - 
Kredit über CHF 30.18 Mio“, welche eine Kreditunterschreitung von CHF 8'456'138.26 aus-
weist, wird von der Gemeindeversammlung abgenommen. 

 

Dieser Beschluss untersteht dem fakultativen Referendum. 

 

 

Birsfelden, 6. Mai 2025, GRB Nr. 2025-181 

 

GEMEINDERAT BIRSFELDEN 

 
 
 
 
Ch. Hiltmann M. Schürmann 
Gemeindepräsident Leiter Gemeindeverwaltung 
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Vorlage an die Gemeindeversammlung 9/25 

 

 

TRAKTANDUM NR. 4 

 
Primarschulhäuser und Musikschule - Kredit über CHF 880'000.-- für Schulmobiliar: Ab-
nahme der Schlussabrechnung 

 

1. Ausgangslage 

Gemäss § 1 des Verwaltungs- und Organisationsreglementes der Einwohnergemeinde Birsfelden 
hat die Gemeindeversammlung die zusätzliche Befugnis, Schlussabrechnungen von Sondervor-
lagen abzunehmen.  

Am 8. April 2019 wurde für die Primarschulen und Musikschule ein Kredit von CHF 880'000.-- für 
Schulmobiliar bewilligt. Er beinhaltete die Beschaffung und Erneuerung von neuem Schulmobiliar 
und Equipment. 

Die Schlussabrechnung der Sondervorlage „Schulmobiliar für Primarschulhäuser und Musik-
schule“ wird der Gemeindeversammlung mit dem folgenden Kurzbericht zur Abnahme vorgelegt. 

 

2. Erwägungen 

Der Kredit von CHF 880'000.- für „Schulmobiliar für Primarschulhäuser und Musikschule“ bein-
haltete: 

a) Vollständige Neubeschaffungen des Mobiliars an den Standorten Schulhaus Birspark 1, Schul-
haus Sternenfeld und Musikschule; 

b) Teilweise Neu- und Zusatzbeschaffungen für die Standorte Schulhaus Kirchmatt und Schul-
haus Scheuerrain. 

 

2.1 Mobiliar Primarschule 

Für das Mobiliar der Primarschule, für welches ein "Kreditanteil" von CHF 735'000.- vorgesehen 
war, beliefen sich die getätigten Beschaffungen auf total CHF 592'620.-. Das entspricht einer Teil-
Kreditunterschreitung von CHF 142'380.-. Die Details dazu finden sich in der nachfolgenden Ta-
belle: 

Art des Mobiliars 
Geplante 

Beschaffung 
Geplante 
Kosten  

Effektive 
Beschaffung 

Effektive 
Kosten 

Pulte 
(Schülerinnen und Schüler) 

481 288'600.- 556 202'728.- 

Stühle 
(Schülerinnen und Schüler) 

786 117'900.- 770 110'645.- 

Pulte (Lehrpersonen) 36 20'160.- 36 38'733.- 

Rollcontainer (Lehrpersonen) 36 20'880.- 36 26'443.- 

Bürostühle (Lehrpersonen) 13 4'420.- 34 11'645.- 

Regale 200 80'000.- 59 48'737.- 

Beistelltische (Mehrzwecktische) 35 7'000.- 28 8'883.- 

Schränke 0 0 8 15'681.- 
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Art des Mobiliars 
Geplante 

Beschaffung 
Geplante 
Kosten  

Effektive 
Beschaffung 

Effektive 
Kosten 

Transportwagen  0 0 3 2'465.- 

Stellwände 0 0 68 28'402.- 

Garderoben 67 44'300.- 0 0.-1) 

Hobelbänke 0 0 12 32'630.- 

Reserve (Unterstützung Beschaffung, 
Umzüge, div. Kleinmöbel) 

-- 99'191.- -- 56'130.- 

Reserve: Preisanpassungen -- -- -- 9'498.- 

Mehrwertsteuer -- 52'549.- -- 
Bei Einzelposi-
tionen inbegrif-

fen 

Total Kosten 735'000.-  592'620.- 

Kreditunterschreitung Teil Primarschule 142'380.- 

Erklärung: 
1) Die Garderoben wurden nicht als herkömmliches Mobiliar, sondern als Einbauelemente realisiert und deshalb über den Kredit 

Schulraum abgerechnet. 

2.2 Mobiliar Musikschule 

Für das Mobiliar der Musikschule, für welches ein "Kreditanteil" von CHF 145'000.- vorgesehen 
war, beliefen sich die getätigten Beschaffungen auf total CHF 125'192.-. Das entspricht einer 
"Teil-Kreditunterschreitung" von CHF 19'808.-. Die Details dazu finden sich in der nachfolgenden 
Tabelle: 

Beschaffung 
Geplante 

Beschaffung 
Geplante 
Kosten  

Effektive 
Beschaffung 

Effektive 
Kosten 

Schränke 34 57‘800.- 34 71'588.- 

Hocker 50 5‘700.- 110 10'222.- 

Tische 13 3‘900.- 15 3'280.- 

Regale 11 4‘400.- 13 3'990.- 

Pin-/ Magnetwände 14 7‘000.- 13 5'530.- 

Flügel 1 30'000.- 1 29'290.- 

Notenpulte 40 1‘600.- 20 1'292.- 

PA-Anlage (inkl. Zubehör) 1 5'000.- 0 0.-2) 

Audio-Abspielgeräte 6 720.- 0 0.-2) 

Reserve (Unvorhergesehenes, Unter-
stützung Beschaffung) -- 18'513.- -- 

Im Teil Pri-
marschule in-

begriffen 

Mehrwertsteuer 
-- 10'367.- -- 

Bei Einzelposi-
tionen inbegrif-

fen 

Total Kosten 145'000.-  125'192.- 

Kreditunterschreitung Teil Musikschule 19'808.- 

Erklärung: 
2) Über die Jahresrechnung der Musikschule abgerechnet. 
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2.3 Gesamtsicht und Fazit 

Die abgerechneten Kosten für das Schulmobiliar (Primarschulhäuser und Musikschule) belaufen 
sich auf total CHF 717'812.-. Sie liegen somit CHF 162'188 bzw. 18.4% unter dem Kredit.  
 

Die Kreditunterschreitung von rund CHF 162'000.- setzt sich aus den folgenden Elementen zu-
sammen: 

- Von der Grobplanung, welche die Grundlage für die Vorlage an die Gemeindeversammlung 
im April 2019 war, bis zur fertigen Ausrüstung der teilweise neu erstellten Räumlichkeiten, 
musste Anpassungen vorgenommen werden. Diese waren teilweise quantitativer Natur (z. 
Bsp. mehr Pulte beschafft als geplant), teilweise aber auch qualitativer Natur (z. Bsp. Hobel-
bänken, die in der ursprünglichen Planung nicht vorgesehen waren). 

- Im Verlauf des Projektes gab es verschiedene negative und positive Kostenabweichungen. In 
der Gesamtheit haben sich diese die Waage gehalten. 

 

3. Antrag 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung zu beschliessen: 
 

Die Schlussabrechnung der Sondervorlage „Schulmobiliar für Primarschulhäuser und Mu-
sikschule - Kredit über CHF 880'000", welche eine Kreditunterschreitung von CHF 162'188.- 
ausweist, wird von der Gemeindeversammlung abgenommen. 

 

Dieser Beschluss untersteht dem fakultativen Referendum. 

 

 

Birsfelden, 13. Mai 2025, GRB Nr. 2025-194 

 

GEMEINDERAT BIRSFELDEN 

 
 
 
 
Ch. Hiltmann M. Schürmann 
Gemeindepräsident Leiter Gemeindeverwaltung 
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Vorlage an die Gemeindeversammlung 10/25 
 

 

TRAKTANDUM NR. 5 
 

 

Jahresbericht und Jahresrechnung 2024 

 

Die Gemeinde Birsfelden schliesst 2024 mit einem Gewinn von CHF 1.4 Mio. ab. Dies ist eine 
Verbesserung gegenüber dem Abschluss 2023 um CHF 4 Mio., jedoch eine Verschlechterung 
gegenüber dem Budget 2024 um CHF 5.5 Mio. 
 
Die grossen Differenzen gegenüber dem Vorjahr und dem Budget basieren auf den Veränderun-
gen bei den Buchgewinnen von Arealentwicklungen. So betrugen diese im letzten Jahr nur CHF 
12.8 Mio., das ist CHF 1.1 Mio. weniger als budgetiert. Das hat damit zu tun, dass sich die Rechts-
kraft von Quartierplänen teilweise verzögert hat und entsprechend gewisse Buchgewinne erst im 
2025 anfallen werden. 
 
Das um die Einmaleffekte bereinigte normalisierte Ergebnis weist ein Defizit von CHF 
-5.8 Mio. aus. Dies entspricht ziemlich genau dem geschätzten strukturellen Defizit der Ge-
meinde. Massive Kostensteigerungen in verschiedensten Bereichen, wie Gesundheit, Soziales 
oder Bildung belasteten die Erfolgsrechnung stark. Die Sanierungsmassnahmen, welche der Ge-
meinderat im letzten Jahr festgelegt hat und von der Gemeindeversammlung beschlossen wur-
den, sind demzufolge mehr als notwendig.  
 
Die Nettoinvestitionen beliefen sich auf CHF 3.7 Mio. Dies sind CHF 6.4 Mio. weniger, als bud-
getiert, was auch das Resultat erster Kürzungsmassnahmen ist.  
 
Die Bilanz per Ende 2024 weist einen um den Jahresgewinn erhöhten Bilanzüberschuss von CHF 
19.8 Mio. auf. Gleichzeitig stiegen die verzinslichen Schulden auf sehr hohe CHF 61 Mio. 
 
Insgesamt ist die finanzielle Lage Birsfeldens per Ende 2024 als weiterhin sehr problematisch zu 
bezeichnen. Das um die ausserordentlichen Faktoren bereinigte strukturelle Defizit liegt zwischen 
CHF -5 Mio. und CHF -6 Mio. und die Verschuldung weist eine Höhe auf, welche die finanzielle 
Leistungsfähigkeit der Gemeinde gefährdet.  
 
Der Gemeinderat hat wiederholt auf die Dringlichkeit von zusätzlichen Einnahmen aus Arealent-
wicklungen hingewiesen. Weil die damit verbundenen Mehrerträge jedoch erst mittelfristig gene-
riert werden und nach aktuellen Prognosen nicht das gesamte Defizit decken können, wird es 
unumgänglich sein, neben den bereits beschlossenen Sanierungsmassnahmen weiteren Entlas-
tungen zu prüfen. 
 
Der Gemeinderat bedankt sich an dieser Stelle bei den Gemeindeangestellten für die auch im 
vergangenen Jahr gelebte Ausgabendisziplin und für die breite Unterstützung der Bevölkerung 
bei der Bewältigung der finanziellen Herausforderungen. 

 

Im Namen des Gemeinderats 
 
 
 
Christof Hiltmann 
Gemeindepräsident 
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Übersicht über die Finanzen 
 

Nachfolgende Tabellen zeigen als Übersicht die wichtigsten Eckwerte und Kennzahlen zur Jah-
resrechnung 2024. 
 
Ergebnisübersicht 
 Rechnung Budget Rechnung Abw. Abw.  

Ergebnisübersicht 2024 2024 2023 R24/B24 R24/R23 

Betriebliches Ergebnis -9'509'249 -8'438'590 -3'646'713 -1'070'659 -5'862'537 

Ergebnis Finanzierung 10'945'532 15'370'290 1'072'434 -4'424'758 +9'873'098 

Operatives Ergebnis 1'436'283 6'931'700 -2'574'278 -5'495'417 +4'010'561 

Ausserordentliches Ergebnis 0 0 0 ±0 ±0 

Gesamtergebnis 1'436'283 6'931'700 -2'574'278 -5'495'417 +4'010'561 

+ Abschreibung 4'180'528 3'405'880 3'428'625 +774'648 +751'903 

+/- Veränderung Fonds u. SF -751'623 -467'110 -713'220 -284'513 -38'403 

Selbstfinanzierung 4'865'188 9'870'470 141'127 -5'005'282 +4'724'060 

Investitionsausgaben -4'230'907 -10'369'750 -6'340'125 +6'138'843 +2'109'218 

Investitionseinnahmen 576'059 287'000 94'343 +289'059 +481'716 

Nettoinvestitionen -3'654'849 -10'082'750 -6'245'783 +6'427'901 +2'590'934 

Finanzierungssaldo 1'210'339 -212'280 -6'104'655 +1'422'619 +7'314'994 

Selbstfinanzierungsgrad in% 133% 98% 2%   
Nettoschulden -29'702'138   -30'912'477   1'210'339 

 

Gesamtergebnis 
Das Gesamtergebnis 2024 beläuft sich auf CHF 1.4 Mio. und stellt damit eine deutliche Verbes-
serung gegenüber dem Vorjahr dar, als noch ein Verlust von CHF 2.6 Mio. verzeichnet wurde – 
ein Plus von insgesamt CHF 4 Mio. Diese positive Entwicklung ist in erster Linie auf die Neube-
wertung des Finanzvermögens in Höhe von CHF 12.8 Mio. zurückzuführen. 
Ohne die Sonderfaktoren wäre das "normalisierte" Ergebnis bei rund CHF -5.8 Mio. gelegen. 
Trotz eines insgesamt vorteilhaften wirtschaftlichen Umfelds hat sich die finanzielle Lage weiter 
verschärft. 
 

Selbstfinanzierung/ Selbstfinanzierungsgrad 
Die Selbstfinanzeriung beträgt CHF 4.9 Mio. und der Selbstfinanzierungsgrad 133%. Die Ziel-
grösse aus dem Finanzleitbild von 100% wurde wegen dem hohen Buchgewinn aus der Neub-
wertung des Finanzvermögens erreicht. 
 

Nettoinvestitionen 
Die Nettoinvestitionen beliefen sich im Berichtsjahr auf CHF 3.7 Mio. und lagen damit CHF 6.4 
Mio. unter dem budgetierten Wert. Hauptursache für diese Abweichung waren zeitliche Verzöge-
rungen bei verschiedenen Projekten. Im Einzelnen betraf dies: 
• eine tiefere Investitionsausgabe für den MMN HUB in der Höhe von CHF 0.6 Mio., 
• reduzierte Ausgaben für Belagsarbeiten von CHF 2.6 Mio. sowie 
• geringere Investitionen in die Wasserversorgung und Abwasserentsorgung in Höhe von  

CHF 2.4 Mio. 
 

Finanzierungssaldo 
Der Finanzierungssaldo beträgt CHF 1.2 Mio. und liegt wegen den tieferen Nettoinvestitionen um 
CHF 1.4 Mio. über dem Budgetwert von CHF -0.2 Mio. Die kurz- und langfristigen Finanzverbind-
lichkeiten haben wegen den Nettoinvestitionen und dem tiefen negativen betrieblichen Cashflow 
um CHF 10 Mio. auf CHF 61 Mio. zugenommen. 
 

Nettoschulden 
Die Nettoschulden sind eine wichtige Kennzahl zur Beurteilung der finanziellen Gesundheit einer 
Gemeinde. Die Nettoschulden ist der Saldo zwischen dem auf der Aktivseite der Bilanz ausge-
wiesenen Finanzvermögen und dem auf der Passivseite ausgewiesenem Fremdkapital. Wegen 
dem positiven Finanzierungssaldo haben sie die Nettoschulden von CHF 30.9 Mio. auf CHF 29.7 
Mio. reduziert.  
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Finanzkennzahlen HRM2 
 

Die Entwicklung des Gemeindehaushalts kann anhand von ausgewählten Finanzkennzahlen 
(Definition gemäss HRM2) beurteilt werden. Nachfolgende Tabelle gibt einen Überblick über 
diese im Vergleich zum Vorjahr und deren Bewertung: 
 

  Rechnung Bewertung Rechnung Mittelwert Richtgrösse 

Kennzahlen HRM2 2024  2023 5 Jahre  

            

Selbstfinanzierungsgrad Gesamt 133% Gut 2% 42%  > 100% 

Selbstfinanzierungsgrad Allgemeiner Haushalt 7'748% Gut 12% 1'565%  > 100% 

Selbstfinanzierungsgrad Wasser 8% Tief -1% 50%  > 100% 

Selbstfinanzierungsgrad Abwasser -12% Tief 3% n.a.  > 100% 

Zinsbelastungsanteil 0% Gut 0% 0% < 4% 

Kapitaldienstanteil 7% Tragbar 7% 7% < 5% 

Selbstfinanzierungsanteil 8% Schlecht 0% 6% > 20% 

Investitionsanteil 7% Tief 12% 20% > 10% 

Nettoverschuldungsquotient 117% Genügend 122% 86% < 100% 

Nettoschuld in Fr./Einwohner 2'814 Hoch 2'968 1'505 < 600.- 

Bruttoverschuldungsanteil 119% Mittel 130% 116% < 100% 

Einwohner/innen 10'557   10'462     

 

Selbstfinanzierungsgrad 
Der "Selbstfinanzierungsgrad Gesamt" beträgt 133%. Gemäss den HRM2 Richtwerten ist ein 
Selbstfinanzierungsgrad von 113% als „gut“ einzustufen. Ein positiver Selbstfinanzierungsgrad 
über 100% bedeutet vereinfacht, dass die Investitionen selbst getragen werden und somit die 
Investitionstätigkeit nicht zu einer Neuverschuldung führen sollte. 
 

Zinsbelastungsanteil 
Der Zinsbelastungsanteil beträgt 0%. Die Kennzahl sagt aus, welcher Anteil des „verfügbaren 
Einkommens“ durch den Zinsaufwand gebunden ist. Je tiefer der Wert, desto grösser der Hand-
lungsspielraum. Gemessen an den HRM2 Richtwerten ist der aktuelle Wert dieser Kennzahl als 
„gut“ einzustufen. 
 

Kapitaldienstanteil 
Der Kapitaldienstanteil beträgt 7%. Die Kennzahl ist ein Mass für die Belastung des Haushalts 
durch die Kapitalkosten. Gemessen an den HRM2 Richtwerten ist diese Belastung als „tragbar“ 
eingestuft. 
 

Selbstfinanzierungsanteil 
Der Selbstfinanzierungsanteil beträgt 8% und gibt an, welchen Anteil des Ertrages die Gemeinde 
zur Finanzierung der Investitionen aufbringen kann. Werte unter 10% sind als „schlecht“ einzu-
stufen. 
 

Investitionsanteil 
Der Investitionsanteil ist definiert als Verhältnis der Bruttoinvestitionen zu den Gesamtausgaben. 
Gemessen an den HRM2 Richtwerten weist der aktuelle Wert von 7% auf eine tiefe Investitions-
tätigkeit hin. 
 

Nettoverschuldungsquotient 
Diese Kennzahl gibt an, welcher Anteil der Fiskalerträge, bzw. wie viele Jahrestranchen erforder-
lich wären, um die Nettoschulden abzutragen. Die Gemeinde weist eine Nettoschuld auf. Der 
Wert von 117% ist aber immer noch als „genügend“ einzustufen. 
 

Nettoschuld in Franken pro Einwohner 
Die Aussagekraft dieser Finanzkennzahl ist beschränkt, da die Nettoschuld je nach Verkehrswert 
des Finanzvermögens erheblich schwankt. Zudem ist vielmehr die Finanzkraft der Einwohner und 
weniger die Anzahl derselben von Bedeutung. Die Nettoschulden betragen CHF 2‘814 pro Ein-
wohner. 
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Bruttoverschuldungsanteil 
Der Bruttoverschuldungsanteil stellt eine Grösse zur Beurteilung der Verschuldungssituation dar 
und zeigt auf, ob die Verschuldung in einem angemessenen Verhältnis zu den erwirtschafteten 
Erträgen steht. Der Wert von 119% ist als „mittel“ einzustufen. 
 
 
Erfolgsrechnung 
 
 

Erfolgsrechnung  Rechnung Budget Rechnung Abweichung Abweichung 
Artengliederung  2024 2024 2023 R24/B24 in % 

Fiskalertrag   25'402'226 24'490'000 25'419'614 +912'226 +4 % 
Regalien und Konzessionen   295'225 262'710 287'654 +32'515 +12 % 
Entgelte   9'939'748 9'424'150 9'693'642 +515'598 +5 % 
Verschiedene Erträge   12'293 12'000 15'198 +293 +2 % 
Entnahmen Fonds u. SF   767'046 604'680 718'196 +162'366 +27 % 
Transferertrag   11'614'856 11'970'570 11'319'747 -355'714 -3 % 
Interne Verrechnungen   594'126 516'290 449'069 +77'836 +15 % 
Personalaufwand   -21'980'660 -22'433'940 -20'965'797 +453'280 +2 % 
Sach- und übriger Betriebsaufwand   -10'755'625 -11'438'180 -10'203'665 +682'555 +6 % 
Einlagen in Fonds u. SF   -15'423 -137'570 -4'976 +122'147 +89 % 
Transferaufwand   -20'608'407 -17'787'130 -16'497'701 -2'821'277 -16 % 
Interne Verrechnungen   -594'126 -516'290 -449'069 -77'836 -15 % 
Betriebliches Ergebnis vor Abschrei-
bungen 

  -5'328'722 -5'032'710 -218'087 -296'012 -6 % 

Abschreibungen   -4'180'528 -3'405'880 -3'428'625 -774'648 -23 % 
Betriebliches Ergebnis   -9'509'249 -8'438'590 -3'646'713 -1'070'659 -13 % 
Finanzertrag   13'990'376 15'655'190 1'296'436 -1'664'814 -11 % 
Finanzaufwand   -3'044'844 -284'900 -224'001 -2'759'944 -969 % 
Ergebnis aus Finanzierung   10'945'532 15'370'290 1'072'434 -4'424'758 -29 % 
Operatives Ergebnis   1'436'283 6'931'700 -2'574'278 -5'495'417 -79 % 
Ausserordentliches Ergebnis   0 0 0 ±0 - 

Gesamtergebnis   1'436'283 6'931'700 -2'574'278 -5'495'417 -79 % 
       

Erfolgsrechnung  Rechnung Budget Rechnung Abweichung Abweichung 
Funktionale Gliederung  2024 2024 2023 R24/B24 in % 

Allgemeine Verwaltung   -4'921'583 -5'057'310 -4'641'282 +135'727 +3 % 
Öffentliche Sicherheit   -1'494'438 -1'906'300 -1'268'779 +411'862 +22 % 
Bildung   -15'135'074 -15'669'230 -14'591'061 +534'156 +3 % 
Kultur und Freizeit   -1'046'490 -1'599'810 -1'383'918 +553'320 +35 % 
Gesundheit   -6'152'872 -5'548'100 -4'131'191 -604'772 -11 % 
Soziale Sicherheit   -8'497'368 -8'111'060 -7'806'840 -386'308 -5 % 
Verkehr   -2'052'508 -1'942'730 -1'937'419 -109'778 -6 % 
Umwelt und Raumplanung   -1'971'906 -1'558'220 -1'034'984 -413'686 -27 % 
Volkswirtschaft   258'630 232'110 257'844 +26'520 +11 % 
Finanzen und Steuern   42'449'892 48'092'350 33'963'352 -5'642'458 -12 % 

Gesamtergebnis   1'436'283 6'931'700 -2'574'278 -5'495'417 -79 % 

 
Normalisiertes Ergebnis 
In der nachfolgenden normalisierten Darstellung werden signifikante Abweichungen vom lang-
fristig zu erwartenden Kosten- bzw. Ertragsniveau bereinigt. Diese Darstellung dient dazu, das 
Ergebnis besser einordnen zu können und ist keine "offizielle" Kennzahl. 
Im Wesentlichen berücksichtigt diese Normalisierung den Finanzausgleich, die Neubewertung 
des Finanzvermögens sowie andere grosse ausserordentliche oder periodenfremde Positionen. 
Für das Jahr 2024 ergibt sich daraus ein normalisiertes Ergebnis von rund CHF -5.8 Mio. 
 
Erfolgsrechnung   Rechnung 
Ergebnis "normalisiert"   2024 

Gesamtergebnis   1'436'283 

Rückstellung QP Hardstrasse   2'540'000 

Neubewertung Liegenschaften   -12'755'500 
A.o. Abschreibungen    935'115 
Finanzausgleich norm.   2'551'615 

Unterhalt Infrastruktur kalk.   -754'587 

Covid Zuschlag 2024   550'000 
MMN Abrechnung Kopfstation   -301'778 
Ergebnis "normalisiert"   -5'798'852 
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Globalbudgets 
 
Die Tabelle zeigt den Abschluss der Globalbudgets der Aufgabenbereiche, welche sich nach dem 
Reglement über die Globalbudgets und dem Reglement zum globalen Leistungsauftrag zusam-
mensetzen. Die Informationen zu den Globalbudgets finden Sie im Mittelteil des Jahresberichtes  
 
Globalbudgets  Rechnung  Budget Rechnung Abweichung Abweichung 

  2024  2024 2023 R24/B24 in % 

Ergebnis 1'436'283 6'931'700 -2'574'278 -5'495'417 -79 % 

            

Bau und Gemeindeentwicklung 8'283'315 13'015'720 -869'006 -4'732'405 -36 % 

Räumliche Entwicklung -1'763'723 -1'293'410 -834'769 -470'313 -36 % 

Wirtschaft 258'630 232'110 257'844 +26'520 +11 % 

Immobilienmanagement 9'788'408 14'077'020 -292'081 -4'288'612 -30 % 

            

Leben in Birsfelden -2'696'054 -3'108'460 -2'764'929 +412'406 +13 % 

Freizeit, Kultur und Sport -1'459'529 -1'631'450 -1'471'608 +171'921 +11 % 

Familienergänzende Angebote -711'205 -952'670 -775'851 +241'465 +25 % 

Angebote für Kinder u. Jugend. -525'319 -524'340 -517'470 -979 -0 % 

            

Sicherheit -688'124 -1'123'510 -504'903 +435'386 +39 % 

Polizei -437'878 -785'870 -202'453 +347'992 +44 % 

Feuerwehr -104'919 -124'600 -144'189 +19'681 +16 % 

Bevölkerungsschutz -145'327 -213'040 -158'261 +67'713 +32 % 

            

Umwelt, Ver- und Entsorgung -349'711 -372'000 -397'859 +22'289 +6 % 

Umweltschutz -459'692 -518'280 -255'456 +58'588 +11 % 

Abfallbeseitigung -257'265 -275'420 -148'848 +18'155 +7 % 

Wasserversorgung -257'559 -329'260 -482'720 +71'701 +22 % 

Abwasserbeseitigung -251'222 137'570 -70'928 -388'792 -283 % 

Multimedianetz 876'026 613'390 560'093 +262'636 +43 % 

            

Strassen, Grünflächen und Öffentlicher Verkehr -2'413'508 -2'445'810 -2'388'477 +32'302 +1 % 

Strassen, Grünflächen -2'413'508 -2'445'810 -2'388'477 +32'302 +1 % 

            

Stadtbüro -293'732 -317'770 -331'270 +24'038 +8 % 

Stadtbüro -293'732 -317'770 -331'270 +24'038 +8 % 

            

Soziales -6'536'702 -5'920'910 -5'712'881 -615'792 -10 % 

Sozialhilfe -6'216'840 -5'139'730 -5'114'816 -1'077'110 -21 % 

Mietzinsbeiträge -68'271 -50'000 -62'144 -18'271 -37 % 

Kindes- und Erwachsenenschutz -842'869 -805'100 -816'574 -37'769 -5 % 

Asylwesen 591'278 73'920 280'653 +517'358 +700 % 

            

Bildung -14'894'241 -15'203'820 -14'222'949 +309'579 +2 % 

Kindergarten, Primar, und Musikschule -14'894'241 -15'203'820 -14'222'949 +309'579 +2 % 

            

Verwaltungsführung und Querschnittsfunktionen 21'025'042 22'408'260 24'617'995 -1'383'218 -6 % 

Verwaltungsführung und QF -4'456'692 -4'605'570 -4'200'912 +148'878 +3 % 

Steuerveranlagung 32'237'926 33'572'120 33'714'683 -1'334'194 -4 % 

Gesundheit -7'522'238 -7'025'400 -5'598'271 -496'838 -7 % 

Ausgleich Spezialfinanzierungen 766'046 467'110 702'496 +298'936 +64 % 
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Investitionsrechnung 
 
Investitionsrechnung 

 
Rechnung Budget Rechnung Abweichung Abweichung 

Artengliederung  
2024 2024 2023 R24/B24 in % 

Ausgaben             

Strassen/Verkehrswege   -46'523 -2'095'000 -23'410 +2'048'477 +98 % 

Übrige Tiefbauten   -1'921'138 -3'920'750 -1'063'863 +1'999'612 +51 % 

Hochbauten   -1'853'755 -2'100'000 -4'513'930 +246'245 +12 % 

Mobilien   -84'959 -600'000 0 +515'041 +86 % 

Übrige Sachanlagen   -16'242 0 0 -16'242 - 

Total Sachanlagen   -3'922'617 -8'715'750 -5'601'203 +4'793'133 +55 % 

Software   -21'138 -40'000 -95'596 +18'862 +47 % 

Übrige immaterielle Anlagen   -287'152 -1'614'000 -643'326 +1'326'848 +82 % 

Total immaterielle Anlagen   -308'290 -1'654'000 -738'923 +1'345'710 +81 % 

Darlehen   0 0 0 ±0 - 

Total Darlehen   0 0 0 ±0 - 

Total Investitionsausgaben   -4'230'907 -10'369'750 -6'340'125 +6'138'843 +59 % 

              

Einnahmen             

Übertrag von Hochbauten ins FV   395'500 0 0 +395'500 - 

Investitionsbeiträge vom Bund   0 0 0 ±0 - 

Investitionsbeiträge von Kantonen   51'978 0 39'865 +51'978 - 

Investitionsbeiträge von Gemeinden   0 0 53'449 ±0 - 

Inv.beiträge von öff. Unternehmungen   0 0 0 ±0 - 

Anschlussbeiträge öff. Unternehmungen   0 0 0 ±0 - 

Investitionsbeiträge von Privaten U.   72'690 242'000 0 -169'310 -70 % 

Anschlussbeitr. von priv. Unternehmungen   0 0 0 ±0 - 

Erschliessungsbeiträge    0 0 0 ±0 - 

Invest.Beitr.von priv. Haushalten   0 0 0 ±0 - 

Anschlussbeitr. von priv. Haushalten   55'891 45'000 1'029 +10'891 +24 % 

Rückzahlung Darlehen   0 0 0 ±0 - 

Total Investitionsbeiträge   576'059 287'000 94'343 +289'059 +101 % 

Total Investitionseinnahmen   576'059 287'000 94'343 +289'059 +101 % 

Nettoinvestitionen   -3'654'849 -10'082'750 -6'245'783 +6'427'901 +64 % 

 
Investitionsrechnung  Rechnung Budget Rechnung Abweichung Abweichung 

Funktionale Gliederung  2024 2024 2023 R24/B24 in % 

Allgemeine Verwaltung   -27'668 -40'000 -316'294 +12'332 +31 % 

Öffentliche Sicherheit   0 0 0 ±0 - 

Bildung   -211'898 -100'000 -626'656 -111'898 -112 % 

Kultur und Freizeit   18'599 -595'000 -65'819 +613'599 +103 % 

Gesundheit   0 0 0 ±0 - 

Soziale Sicherheit   0 0 0 ±0 - 

Verkehr   -48'821 -2'395'000 -23'410 +2'346'179 +98 % 

Umwelt und Raumplanung   -3'764'319 -6'952'750 -5'213'603 +3'188'431 +46 % 

Volkswirtschaft   -16'242 0 0 -16'242 - 

Finanzen und Steuern   395'500 0 0 +395'500 - 

Nettoinvestitionen   -3'654'849 -10'082'750 -6'245'783 +6'427'901 +64 % 
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Bilanz 
 
Die Bilanz beinhaltet auf der Aktivseite das Finanz- und Verwaltungsvermögen. Im Gegensatz 
zum Finanzvermögen umfasst das Verwaltungsvermögen jene Vermögenswerte, die unmittelbar 
der öffentlichen Aufgabenerfüllung dienen. Veränderungen des Verwaltungsvermögens resultie-
ren aus der Investitionsrechnung und den Abschreibungen. 
 
Bilanz  31.12.2024 31.12.2023 Veränderung 

          

Aktiven         

Flüssige Mittel u. kurzfrist. Geldanlagen   1'915'172 2'297'823 -382'650 

Forderungen   18'703'647 18'439'065 +264'582 

Aktive Rechnungsabgrenzungen   6'801'635 5'405'396 +1'396'239 

Sachanlagen   21'530'000 8'379'000 +13'151'000 

Total Finanzvermögen   48'950'454 34'521'284 +14'429'171 

          

Sachanlagen   64'186'977 63'910'621 +276'356 

Immaterielle Anlagen   1'435'827 2'237'862 -802'035 

Darlehen   300'000 300'000 ±0 

Beteiligungen  70'000 70'000 ±0 

Total Verwaltungsvermögen   65'992'804 66'518'483 -525'679 

Total Aktiven   114'943'258 101'039'766 +13'903'492 

          

Passiven         

Laufende Verbindlichkeiten   12'984'748 12'538'005 +446'743 

Kurzfristige Finanzverbindlichkeiten  10'000'000 5'000'000 +5'000'000 

Passive Rechnungsabgrenzung   1'785'268 1'548'955 +236'313 

Kurzfristige Rückstellungen  2'756'880 221'104 +2'535'776 

Langfristige Finanzverbindlichkeiten  51'000'000 46'000'000 +5'000'000 

Langfristige Rückstellungen   0 0 ±0 

Fonds im Fremdkapital   125'697 125'697 ±0 

Total Fremdkapital   78'652'593 65'433'761 +13'218'832 

          

Verpfl., Vorschüsse ggü. Spezialfinanzierung   15'936'018 16'702'064 -766'046 

Fonds im Eigenkapital  544'356 529'933 +14'423 

Bilanzüberschuss /-fehlbetrag  19'810'292 18'374'009 +1'436'283 

Total Eigenkapital   36'290'665 35'606'006 +684'660 

Total Passiven   114'943'258 101'039'766 +13'903'492 
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Geldflussrechnung 
 
Die Geldflussrechnung ist nicht Teil der kantonalen Vorgaben zu HRM2, wird jedoch zur besseren 
Verständlichkeit zusätzlich dargestellt. 
 
Geldflussrechnung 

   
R 2024 R 2023 

            

Ergebnis (Aufwand-/Ertragsüberschuss)     1'436'283 -2'574'278 

            

Abschreibungen Verwaltungsvermögen     4'180'528 3'428'625 

Einlagen in Fonds und Spezialfinanzierungen     15'423 4'976 

Entnahmen aus Fonds und Spezialfinanzierungen     -767'046 -718'196 

            

Selbstfinanzierung HRM2     4'865'188 141'127 

            

Veränderung Forderungen + Neubewertung FV     -13'394'222 550'921 

Veränderung aktive Rechnungsabgrenzungen     -1'396'239 -1'586'540 

Veränderung laufende Verpflichtungen     213'118 316'333 

Veränderung passive Rechnungsabgrenzungen     236'313 -67'229 

Veränderung kurzfristige Rückstellungen     2'535'776 1'714 

Veränderung langfristige Rückstellungen         

            

Geldfluss aus operativer Tätigkeit     -6'940'067 -643'674 

            

Investitionsausgaben (inkl. Anzahlung)     -3'997'282 -7'056'423 

Investitionseinnahmen     554'699 96'389 

Veränderung von Darlehen und Beteiligungen, VV         

            

Geldfluss aus Investitionstätigkeit     -3'442'584 -6'960'034 

            

Veränderung kurzfristige Finanzverbindlichkeiten     5'000'000 3'000'000 

Veränderung langfristige Finanzverbindlichkeiten     5'000'000 4'000'000 

            

Geldfluss aus Finanzierungstätigkeit     10'000'000 7'000'000 

            

Veränderung Flüssige Mittel     -382'650 -603'708 

            

Flüssige Mittel am 1. Januar     2'297'823 2'901'531 

Flüssige Mittel am 31. Dezember     1'915'172 2'297'823 
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Antrag 

Gestützt auf §3 des Reglements betreffend die Globalbudgetierung und §164 des Gemeindege-
setzes beantragt der Gemeinderat der Gemeindeversammlung zu beschliessen: 

 

1. Die Jahresrechnung 2024, die mit einem Überschuss von CHF 1'436'283.-- abschliesst, wird 
genehmigt. 

2. Der Jahresbericht 2024 wird genehmigt. 
 

Dieser Beschluss untersteht nicht dem fakultativen Referendum. 
 

 

Birsfelden, 13. Mai 2025, GRB Nr. 2025-193 

 

GEMEINDERAT BIRSFELDEN 

 
 
 
 
Ch. Hiltmann M. Schürmann 
Gemeindepräsident Leiter Gemeindeverwaltung 
 
 
 

Das vollständige Dokument „Jahresbericht mit Jahresrechnung 2024“ kann bei der Gemeinde-
verwaltung bezogen oder online unter www.birsfelden.ch/gemeindeversammlung eingesehen 
werden. 
 

 

  

http://www.birsfelden.ch/
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Bericht der Rechnungsprüfungskommission zur Jahresrechnung 2024 

 

Prüfungsauftrag 

Die Rechnungsprüfungskommission (RPK) hat die Jahresrechnung und den Geschäftsbericht 
2024 der Gemeinde Birsfelden gemäss den Bestimmungen des Gemeindegesetzes und der Ge-
meinderechnungsverordnung geprüft. Es gilt dabei festzustellen, ob die Buchführung den aner-
kannten Grundsätzen und den Vorgaben des Gesetzgebers entspricht. Ebenso muss die Aufstel-
lung der Jahresrechnung (inkl. Anhänge) den Vorgaben entsprechen und frei von wesentlichen 
Falschaussagen sein. Im Auftrag der RPK hat die BDO AG als bewährte Revisionspartnerin (seit 
2012) die Prüfung der Jahresrechnung (Buchführung, Bilanz, Erfolgsrechnung, Investitionsrech-
nung und Anhang) vorgenommen. 

 

Prüfungsbefund und Antrag  

Aufgrund der durchgeführten Prüfungen kommt die RPK zum Schluss, dass die Buchführung und 
die Rechnungsausweise den gesetzlichen Bestimmungen sowie den allgemein anerkannten 
Grundsätzen der Buchführung entsprechen. Daher empfiehlt die RPK der Gemeindeversamm-
lung einstimmig, die Rechnung 2024 und den Geschäftsbericht 2024 zu genehmigen. 

 

Birsfelden, 15. Mai 2025 

 

Für die Rechnungsprüfungskommission 

 

 

 

Michèle Schlienger Michael Dörr 

Präsidentin Vizepräsident 

  



28 

Ausführungen zum Bericht der Rechnungsprüfungskommission zur 
Jahresrechnung 2024 

 

Prüfungsdurchführung 

Die Firma BDO hat im Auftrag der RPK und der Gemeindeverwaltung eine Zwischen- und 
Schlussrevision durchgeführt. Die Zwischenrevision fand Mitte Dezember 2024 statt. Die Prü-
fungsschwerpunkte in der Zwischenrevision 2024 waren die Sozialen Dienste inkl. Mietzinsbei-
träge, die Prüfung der Neubewertung der Liegenschaften des Finanzvermögens und die Ver-
kehrsprüfungen der Bereiche Umweltschutz und Raumordnung, Volkswirtschaft und Finanzen 
und Steuern. 

Die Schlussrevision im April 2025 umfasste die Prüfung der Buchführung, des Rechnungsab-
schlusses, der Vermögenswerte und der Investitionsrechnung. Die RPK selbst hat insbeson-
dere den Geschäftsbericht 2024 und die darin enthaltenen Globalbudgets mittels Vergleichs der 
Zahlen mit dem Budget 2024 und der Rechnung 2023 begutachtet. 

Fragen der RPK zu Budgetabweichungen und Sondereffekten wurden in einer gemeinsamen Sit-
zung mit Finanzverwalter Tom Wiedmer erläutert und geklärt. 

 
 

Prüfungsergebnisse 

 

Laufende Rechnung und Bilanz 

Der Rechnungsausweis 2024 der Gemeinde Birsfelden weist einen Ertragsüberschuss von CHF 
1'463’283 (Vorjahr Aufwandüberschuss CHF 2'574’278) aus.  
Der Bilanzüberschuss (Eigenkapital) erhöht sich entsprechend auf CHF 19.8 Mio. (Vorjahr CHF 
18.4 Mio.). 
Sowohl Buchführung wie auch die Jahresrechnung entsprechen den gesetzlichen Bestimmun-
gen und können gestützt auf die Prüfungen der BDO und der RPK in vorliegender Form geneh-
migt werden. 
 
Das Rechnungsergebnis ist rund CHF 5.5 Mio. tiefer als budgetiert. Dabei haben die flüssigen 
Mittel um rund CHF 0.4 Mio. abgenommen und weisen einen Stand von CHF 1'915’172 aus. 
Der Bestand der flüssigen Mittel konnte im Jahr 2024 nur mit der Aufnahme von CHF 10 Mio. 
weiteren Verbindlichkeiten gehalten werden. Der Bestand der Finanzverbindlichkeiten beträgt 
nun CHF 61 Mio., wovon CHF 10 Mio. kurzfristiger Natur sind. Diese müssen im Verlauf des 
Jahres 2025 zurückbezahlt bzw. refinanziert werden. 
 
Die beiden grössten Abweichungen zum Budget sind im Bereich Immobilienmanagement. Der 
Quartierplan Birsstegweg ist noch nicht rechtskräftig, deshalb konnte der Buchgewinn der Auf-
wertung von rund CHF 1 Mio. noch nicht eingebucht werden. Desweitern wurde eine Rückstel-
lung von CHF 2.5 Mio. gebildet für die Baufeldbereitstellung der Parzelle Hardstrasse. 
 
Weiterhin steigende Kosten verursachen die beiden Bereich Sozialhilfe und Gesundheit. Die 
Anmeldungen in der Sozialhilfe sind aufgrund der Folgen der Pandemie und der erhöhten Le-
benshaltungskosten gestiegen. Auch in der Gesundheit sind die Fallzahlen bei der ambulanten 
Pflege steigend. 
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Im Bereich der Steuerveranlagung ist der Finanzausgleich um CHF 1.7 Mio. tiefer ausgefallen, 
als budgetiert. Im Jahr 2023 hatte Birsfelden einen guten Steuerertrag, der den Finanzausgleich 
für das Jahr 2024 entsprechend gesenkt hat. 
 
Weitere wesentliche Abweichungen sind im Geschäftsbericht transparent ausgewiesen und für 
die RPK plausibel. 
 

Investitionsrechnung 

Die Investitionsausgaben von rund CHF 3.7 Mio. liegen unter den ursprünglich budgetierten 
CHF 10.1 Mio. Diese Budgetabweichung ist auf die getroffenen Sparmassnahmen, die bereits 
im Geschäftsjahr 2024 umgesetzt wurden, zurückzuführen. 
 
Die beiden grössten Investitionen in der Jahresrechnung 2024 waren das Reservoir mit rund 
CHF 1.8 Mio. und die Kanalsanierungen von rund CHF 1.3 Mio.  
 
Das Projekt Sportplatzinfrastruktur wurde gemäss dem letzten Gemeindeversammlungsbe-
schluss sistiert. 
 
 
Das Jahresergebnis 2024 zeigt auf den ersten Blick ein positives Ergebnis. Die darin enthalte-
nen Buchgewinne durch Aufwertungen von rund CHF 13 Mio. verdecken das weiterhin beste-
hende strukturelle Defizit, das rund CHF 6 Mio. beträgt. 
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Vorlage an die Gemeindeversammlung 11/25 

 

 

TRAKTANDUM NR. 6 
 

 

Tätigkeitsbericht 2024 der Geschäftsprüfungskommission (Kenntnisnahme) 

 

Antrag 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung zu beschliessen: 

 

Der Tätigkeitsbericht 2024 der Geschäftsprüfungskommission wird zur Kenntnis genom-
men. 

 

 

Dieser Beschluss untersteht nicht dem fakultativen Referendum. 

 

 

Birsfelden, 6. Mai 2025, GRB Nr. 2025-177 

 

 

GEMEINDERAT BIRSFELDEN 

 
 
 
 
Ch. Hiltmann M. Schürmann 
Gemeindepräsident Leiter Gemeindeverwaltung 
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Tätigkeitsbericht 
der Geschäftsprüfungskommission Birsfelden 

für das Jahr 2024 
 
 
Die Geschäftsprüfungskommission Birsfelden (GPK) besteht aus sieben Mitgliedern der Ge-
meindekommission und wird von dieser gewählt. Die GPK setzte sich im Berichtsjahr wie folgt 
zusammen: 
Präsident/in: Eymann Bernhard Grüne (bis 31.6.2024) 
 Hauert Bernadette SP (ab 1.7.2024) 
Vizepräsident: Truffer Sacha FDP 
Mitglieder: Becker Martin Grüne (ab 1.7.2024) 
 Flubacher Luca SVP (ab 1.7.2024) 
 Frey Burkhard SP (bis 31.6.2024) 
 Heinrich Thomas FDP (bis 31.6.2024) 
 Lütolf Marc SVP (bis 31.6.2024) 
 Maier Thomas Mitte 
 Meier Angelika SP (ab 1.7.2024) 
 Saavedra Ramiro SP (bis 31.6.2024) 
 Seifert David SP (ab 1.7.2024) 
 
Gemäss § 102 des Gemeindegesetzes vom 28. Mai 1970 führt die GPK für die Gemeindever-
sammlung die Oberaufsicht über alle Gemeindebehörden und Verwaltungszweige. Sie hat fol-
gende Aufgaben:  
 

• Prüfung der Tätigkeit aller Gemeindebehörden sowie der Gemeindeangestellten; 

• Prüfung der Tätigkeit der interkommunalen Amtsstellen, Kommissionen und Behörden, 
an denen die Gemeinde beteiligt ist, sowie die Tätigkeit derer Angestellten; 

• Prüfung der Tätigkeit der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde, an der die Gemeinde 
beteiligt ist; 

• Prüfung der Tätigkeit der basellandschaftlichen und ausserkantonalen Zweckverbände 
und Anstalten, an denen die Gemeinde beteiligt ist, sowie die Tätigkeit derer Angestellten; 

• Prüfung, ob die Rechtsnormen generell richtig angewendet und die Gemeindeversamm-
lungsbeschlüsse ordnungsgemäss vollzogen worden sind. Sie prüft nicht die individuelle 
Richtigkeit. 
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Die GPK hat sich im Berichtsjahr zu 8 Sitzungen getroffen und dabei die folgenden Überprü-
fungen und Abklärungen vollzogen: 
 
• 15. Januar 2024 Prüfung betreffend Bewältigung Covid-Pandemie 
• 26. Februar 2024 Prüfung betreffend Mitwirkung und E-Mitwirkung 
• 22. April 2024 Abschluss-Sitzung GPK in alter Besetzung 
• 27. Mai 2024 Verabschiedung  
• 12. August 2024 Konstituierende Sitzung der neuen GPK 
• 14. Oktober 2024 Kurzsitzung 
• 4. November 2024 Prüfung betreffend Verkehrslösung Hardstrasse / Lärchengar-

tenweg 
• 2. Dezember 2024 Prüfung betreffend Baubewilligungen 
 
 
Um die Geschäfte und Themen sachlich prüfen zu können, hat die GPK anlässlich der ent-
sprechenden Befragungen jeweils die zuständigen Gemeinderätinnen und Gemeinderäte so-
wie auch die betroffenen Abteilungsleiter/innen resp. Mitarbeiter/innen eingeladen. 
 
Gemäss § 102a des Gemeindegesetzes vom 28. Mai 1970 erstattet die GPK der Gemeinde-
versammlung jeweils im ersten Halbjahr Bericht über ihre Tätigkeiten und Feststellungen im 
vergangenen Jahr. Mit diesem Bericht wird diesem Auftrag nachgekommen. 
 
Wie der Gemeinderat die Feststellungen aufnimmt und mit welchen Massnahmen er die Emp-
fehlungen umsetzt, liegt in seinem Ermessen.  
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Bericht der GPK zu Massnahmen und Organisation während der 
Covid-19-Pandemie vom 15.01.2024  
 
Die GPK führte in der Sitzung vom 15. Januar 2024 eine Prüfung zum Thema Massnahmen 
und Organisation während der Covid-19-Pandemie durch. Im Vorfeld zur Befragung wurde ein 
von der GPK erstellter Fragebogen durch den Gemeindeverwalter Martin Schürmann schrift-
lich beantwortet. Bei der anschliessenden Besprechung ging Martin Schürmann auf die ergän-
zenden Fragen der GPK ein. Aus den Antworten zum Fragebogen und der anschliessenden 
Befragung lassen sich folgende Feststellungen ableiten: 
 
Massnahmen und Organisation 

 
Die Massnahmen und die Organisation während der Pandemie in den Jahren 2020-2022 wa-
ren geprägt von den vielfältigen Anordnungen des Bundes und des Kantons, die sich häufig 
änderten. Die Gemeinde selbst traf keine eigenständigen Massnahmen, sondern richtete sich 
strikt nach den Vorgaben von Bund und Kanton. Insbesondere der Schalterbetrieb und der 
Telefondienst waren zeitweise stark beeinträchtigt, da die Sicherstellung der Einsatzbereit-
schaft von wichtigen Diensten wie der Gemeindepolizei und der Feuerwehr Priorität hatte. 
 
Entscheidungen wurden pragmatisch getroffen, meist im operativen Geschäft durch die Ge-
schäftsleitung und Abteilungsleitenden. Die Gemeinde wurde während der Pandemie sehr gut 
vom Gemeindeführungsstab begleitet und unterstützt. Informationen zu den Massnahmen 
wurden je nach Zielgruppe elektronisch, mittels Plakate oder mündlich verbreitet. 
 
Zu Beginn der Pandemie wurde ein internes Pandemieteam eingesetzt, um den Betrieb auf-
rechtzuerhalten und die Mitarbeitenden zu schützen. Das Team konnte jedoch bald aufgelöst 
werden und die Kommunikation erfolgte wieder über die regulären Strukturen. 
 
Herausforderungen 

 
Die grössten Herausforderungen für die Gemeinde waren die schnelle Pandemieplanung für 
die Verwaltung und den Werkhof, die Umsetzung von Home-Office, die Aufrechterhaltung der 
Dienstleistungen trotz Krankheitsausfällen und Einschränkungen sowie die Unterstützung von 
Altersheim, Spitex und Haus Birsstegweg. Es wurde von den Mitarbeitenden Eigenverantwor-
tung und Engagement gezeigt, um diese Herausforderungen zu bewältigen. 
 
Eine frühere Pandemieplanung bildete die Grundlage für die Planung in der Covid-19-Krise. 
Der Pandemieplan wurde Ende Februar 2020 letztmals schriftlich festgehalten und später nicht 
mehr aktualisiert. Ein Debriefing mit den Lessons Learned nach der Covid-19-Krise fand bisher 
nicht statt. 
 
Folgen 

 
Grundsätzlich sind keine nachhaltigen negativen betrieblichen Folgen erkennbar, situative 
Schwierigkeiten haben sich schnell wieder normalisiert. Durch die Etablierung von Home-
Office während der Pandemie haben Mitarbeitende neu Anspruch auf einen Tag Home-Office, 
wenn dies technisch und logistisch möglich ist. Eine genaue Einschätzung der Mehrkosten 
durch Covid-19 liegt nicht vor. Die Gemeinde zieht ein positives Fazit hinsichtlich Führungs-
strukturen, Mitarbeiterresilienz und Zuverlässigkeit externer Partner. Die Digitalisierung wird 
weiter vorangetrieben. 
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Feststellungen und Empfehlung 

 
Der Gemeindeverwalter hat sehr ausführlich zum Thema Auskunft gegeben. 
Die GPK hat im Rahmen ihrer Prüfungshandlungen festgestellt, dass die Zusammenarbeit 
zwischen Bund, Kanton, Gemeindeführungsstab und Gemeinde den sich verändernden Rah-
menbedingungen entsprechend gut funktionierte. Die GPK empfiehlt, die Herausforderungen 
und die Entwicklung der Kosten während der Pandemie sorgfältig zu analysieren und die dar-
aus gezogenen Lehren im Sinne von Lessons Learned schriftlich festzuhalten. 
 
Stellungnahme/Massnahmen Gemeinderat 

 
Zu den beiden Empfehlungen nimmt der Gemeinderat wie folgt Stellung: 
 
"(…) die Herausforderungen und die Entwicklung der Kosten während der Pandemie sorgfältig 
zu analysieren (…)" 
Die Kosten während der Pandemie wurden bereits so umfassend und sorgfältig wie möglich 
analysiert. Weitere Analysen sind aus Sicht des Gemeinderates vor allem aus den folgenden 
Gründen nicht zielführend: Aufgrund der bisherigen Abklärungen lässt sich ableiten, dass eine 
vertiefte Analyse – bei unklarem Resultat - sehr kostenaufwändig wäre. Da zudem die rele-
vanten Pandemie-Kosten (v. a. Steuereinnahmen, Unterstützungsleistungen und Covid-Zu-
schlag für das Alterszentrum) durch die Gemeinde nicht beeinflussbar sind, soll auf weitere 
Analysen verzichtet werden. 
 
 
"(…) die daraus gezogenen Lehren im Sinne von Lessons Learned schriftlich festzuhalten" 
 
Der Gemeinderat ist der Überzeugung, dass die in den Antworten festgehaltenen "Lessons 
Learned" (funktionierende Führungs-, Zusammenarbeits- und Kommunikationsstrukturen; die 
Mitarbeitenden sind weitestgehend krisenresistent und "funktionieren" auch unter gewissen 
Einschränkungen mit hohem Engagement und anhaltend guter Leistung; 
auf die externen Partner ist Verlass; die (teilweise bereits vorhandene) Digitalisierung war ein 
wichtiges Hilfsmittel) sowie die Verbesserungsmassnahmen (weiteres Vorantreiben der Digi-
talisierung; nach Möglichkeit: periodische Überprüfung und Aktualisierung der erarbeiteten und 
nun bestehenden Unterlagen) ausreichend sind. Dies umso mehr, als im Frühjahr 2024 ein 
internes Projekt zur Erarbeitung eines "Betrieblichen Kontinuitätsmanagements" gestartet 
wurde. Im Rahmen dieses Projektes werden nach Möglichkeit auch nochmals die Erkennt-
nisse aus der Covid-Pandemie sowie der Strommangellage mitberücksichtigt. 
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Bericht der GPK zu Mitwirkungsverfahren und E-Mitwirkung vom 
26.02.2024 
 
Am 26. Februar 2024 führte die Geschäftsprüfungskommission eine Prüfung zu den Mitwir-
kungsverfahren in der Gemeinde Birsfelden und der neuen Möglichkeit der elektronischen Mit-
wirkung (E-Mitwirkung) durch. Zu diesem Zweck stellte die GPK der Gemeinde im Vorfeld 
einen Fragebogen zu. Die schriftlichen Antworten wurden an einer Befragung vom 26. Februar 
2024 mit Gemeindepräsident Christof Hiltmann und Gemeindeverwalter Martin Schürmann 
diskutiert. Weitere Ergänzungsfragen beantwortete der Gemeindeverwalter mit E-Mail vom 7. 
März 2024. 
 
Allgemeines 
 
Die Gemeinde legt der Bevölkerung im Rahmen von Mitwirkungsverfahren die Entwürfe neuer 
Gemeindeerlasse und neuer Nutzungs-/Sondernutzungsplanungen (insbesondere Quartier-
pläne) zur Stellungnahme vor. Die Rückmeldungen werden von der Gemeinde verarbeitet und 
in der Vorlage für die Beschlussfassung der Gemeindeversammlung berücksichtigt. Im Fol-
genden wird auf die Mitwirkung bei den Quartierplänen fokussiert Bezug genommen, da diese 
in der Regel ein grösseres öffentliches Interesse erzeugen.  
 
Mitwirkungsverfahren in der Gemeinde 
 
Vor dem obligatorischen (gesetzlichen) Mitwirkungsverfahren führt die Gemeinde in der Regel 
bei neuen Nutzungs-/Sondernutzungsplanungen eine sog. «freiwillige Mitwirkung» durch. Da-
runter wird jegliche Art von Austausch zwischen Gemeinde und Bevölkerung im Vorfeld des 
formellen Verfahrens verstanden.  
Seit Sommer 2020 gab es folgende formellen Mitwirkungsverfahren: 

• Zonenvorschriften Siedlung, Mutation Gewässerraum und Gefahrenzonen 
• Zonenplan Siedlung, Mutation OeWA-Zone (öffentliche Werke und Anlagen) 15 / Zo-

nenreglement Siedlung Mutationen Art. 31 Abs. 5 / Art. 49 Abs. 1 / Teilzonenregle-
mente Mutationen Solaranlagen 

• Quartierplanung Zentrum (erste, in 2022 abgelehnte Fassung) 
• Quartierplanung Birseckstrasse 
• Quartierplanung Hardstrasse 
• Quartierplanung Birsstegweg 
• Quartierplanung Quartierhof 
• Quartierplanung und Teilzonenplanung Zentrum 
• diverse Reglementsmutationen (aktuell: Reglement Feuerungskontrolle, Reglement 

Mietzinsbeiträge 
 
Zum Begriff der «Mitwirkung» 
 
Die gesetzliche kantonale Regelung in §7 Raumplanungs- und Baugesetz (RPG) trägt die 
Überschrift «Information und Mitwirkung». Inhaltlich entspricht die «Mitwirkung» gemäss den 
gesetzlichen Vorgaben lediglich einer Vernehmlassung, weswegen der Begriff falsche Erwar-
tungen an den tatsächlichen Mitwirkungsgrad der Bevölkerung wecken kann. Diesem Punkt 
wird die Gemeinde nach den bisherigen Erfahrungen mehr Aufmerksamkeit schenken und die 
Kommunikation so ausgestalten, dass klarer ist, was im Rahmen der Mitwirkung realistischer-
weise möglich ist.  
 
 
 
Mitwirkungspraxis  
Die Bevölkerung ist im Vorfeld der Beschlussfassung über die Inhalte einer Planung zu infor- 
mieren. Sie muss Gelegenheit bekommen, Stellung zu nehmen und Anträge zu formulieren. 
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Der Gemeinderat ist verpflichtet, die Ergebnisse des Mitwirkungsverfahrens sinnvollerweise 
spätestens mit der Publikation der Gemeindeversammlungsvorlage zu publizieren. Dies ge-
schieht in Form eines Mitwirkungsberichts, der öffentlich aufzulegen und Teil des Antrags ist, 
der vom Regierungsrat zu genehmigen ist. Welche Rückmeldungen und Anträge aus der Be-
völkerung sachdienlich (i.S. v. §7 Abs. 2 RPG) sind, ist im Gesetz nicht näher umschrieben 
und wird vom Gemeinderat nach gesundem Menschenverstand beurteilt. Die gesetzlichen An-
forderungen an die Durchführung von Mitwirkungsverfahren können, da sie nicht sehr weitrei-
chend sind, problemlos eingehalten werden. 
 
Um eine breite Bevölkerungsbeteiligung zu erreichen, sind oftmals zusätzliche Anstrengungen 
nötig, da die gesetzlichen Vorgaben nicht immer eine umfassende Einbindung garantieren. Da 
die Planungen zum Zeitpunkt der gesetzlichen Mitwirkung weitgehend abgeschlossen sind 
und wenig Spielraum für Änderungen bieten, hat die Gemeinde die sog. «freiwilligen Mitwir-
kungsverfahren» eingeführt, um den Einbezug der Bevölkerung zu verbessern. Trotz dieser 
Bemühungen bleiben bestimmte Bevölkerungsteile oft unerreicht, was die Effektivität der Ver-
anstaltungen mindert. Die Einführung von E-Mitwirkungswerkzeugen soll die Hürden zur Be-
teiligung senken und eine breitere Rückmeldung ermöglichen. 
 
E-Mitwirkung 
 
Die E-Mitwirkung kommt inzwischen bei sämtlichen Vernehmlassungen (also auch bei solchen 
zu Gemeindeerlassen) zum Einsatz. Als Möglichkeiten der Mitwirkung bietet die Gemeinde 
somit nun den Aushang der Unterlagen in der Gemeindeverwaltung, die Einsicht in die Unter-
lagen auf der Gemeinde und auf der neuen E-Mitwirkungsplattform. Eingaben können auf dem 
Postweg, per E-Mail oder seit knapp einem Jahr, über das E-Mitwirkungs-Portal formuliert 
werden. 
 
Die GPK liess sich über das Auswahlverfahren für die nun gewählte Lösung für die E-Mitwir-
kungsplattform informieren. Seit April 2023 wurde die Plattform für alle Mitwirkungsverfahren 
genutzt. Die Plattform wird von der Bevölkerung gut angenommen. Teilweise liegt inzwischen 
der Anteil von Rückmeldungen über die E-Mitwirkungsplattform deutlich über 50%. Auf Nach-
frage der GPK holte der Gemeindeverwalter bei der Betreiberin die Rückmeldungen ein, die 
nach einer Stellungnahme über die Plattform als Feedback abgegeben werden können. Diese 
halten sich zahlenmässig in Grenzen und werden von der Betreiberin überprüft. Es steht den 
Benutzenden ferner ein Support zur Verfügung, der sich innert kurzer Zeit bei den Benutzen-
den zurückmeldet. 
 
Feststellungen und Empfehlungen 
 
Der Gemeindepräsident und der Gemeindeverwalter haben der GPK sehr ausführlich und 
kompetent Auskunft gegeben. 
 
Die GPK stellt fest, dass der Spielraum des Gemeinderats bei der Berücksichtigung von Ver-
nehmlassungen aus der Bevölkerung im Rahmen der obligatorischen Mitwirkungsverfahren 
gross ist. Sie kann nachvollziehen, dass die Bezeichnung als Mitwirkung, auch wenn aus den 
kantonalen Rechtsgrundlagen kommend, insbesondere bei Quartierplänen unrealistisch hohe 
Erwartungen erwecken kann. Die GPK stimmt dem Gemeinderat zu, dass hier eine sorgfältige 
Kommunikation über das im Rahmen der Mitwirkung Realistische nötig ist. Die GPK begrüsst, 
dass der Gemeinderat versucht, mit zusätzlichen freiwilligen Mitteln wie Infoveranstaltungen 
die Bevölkerung über Projekte einzubeziehen und Stimmungsbilder abzuholen. 
Die GPK nimmt erfreut zur Kenntnis, dass die E-Mitwirkungsplattform von der Bevölkerung 
angenommen wurde und auch der Gemeindeverwaltung Vorteile bei der Verarbeitung bringt. 
Insbesondere weil mit der Plattform bisher unbekannte Funktionalitäten (z.B. öffentliche Rück-
meldungen, denen sich andere anschliessen können) eingeführt wurden, empfiehlt die GPK, 
weiterhin Nutzerfeedback einzuholen und vor einer Verlängerung des Nutzungsvertrags die 
Plattform strukturiert zu evaluieren. 
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Stellungnahmen/Massnahmen Gemeinderat 
 
Die GPK kommt in ihrem Bericht zur folgenden Empfehlung: "(…) Insbesondere weil mit der 
Plattform bisher unbekannte Funktionalitäten (z. B. öffentliche Rückmeldungen, denen sich 
andere anschliessen können) eingeführt wurden, empfiehlt die GPK, weiterhin Nutzerfeed-
back einzuholen und vor einer Verlängerung des Nutzungsvertrags die Plattform strukturiert 
zu evaluieren." 
 
Der Gemeinderat dankt der GPK für ihren Bericht. Zur Empfehlung nimmt er wie folgt Stel-
lung: 

- Die Nutzerfeedbacks, welche über die Plattform eingehen, werden standardmässig 
durch den Betreiber der Plattform an die Gemeindeverwaltung weitergeleitet. 

- Es soll geprüft werden, inwiefern mit vertretbarem Aufwand aktiv weitere Feedbacks 
eingeholt werden können. 

- Die strukturierte Evaluation vor der Verlängerung des Nutzungsvertrages versteht der 
Gemeinderat vor allem hinsichtlich der folgenden Fragestellungen:  

o Erfüllt das Produkt immer noch die Anforderungen und werden die Funktiona-
litäten in vernünftigem Ausmass / Zeithorizont verbessert? 

o Gibt es Konkurrenzprodukte mit vergleichbarer Leistung zu günstigeren Kon-
ditionen? 
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Bericht der GPK zur Verkehrslösung Hardstrasse/Lärchengarten-
strasse vom 4.11.2024  
 
Die GPK führte in der Sitzung vom 4. November 2024 eine Prüfung zum Thema Verkehrslö-
sung Hardstrasse/Lärchengartenstrasse durch. Im Vorfeld zur Befragung wurde ein von der 
GPK erstellter Fragebogen durch die zuständige Gemeinderätin Désirée Jaun und den Leiter 
Bereich Technische Verwaltung, Rainer Prüss, schriftlich beantwortet. Bei der Besprechung 
gingen Désirée Jaun und Rainer Prüss auf die ergänzenden Fragen der GPK ein. 
Aus den Antworten zum Fragebogen und der anschliessenden Befragung lassen sich fol-
gende Feststellungen ableiten: 
 
Hintergrund und Ziele der Verkehrslösung 
 
Die Neugestaltung der Kreuzung Hardstrasse / Lärchengartenstrasse wurde vor dem Hinter-
grund der erhöhten Anforderungen an die Verkehrssicherheit der Verkehrspolizei Basel-
Landschaft realisiert. Eine Untersuchung der Verkehrssituation durch ein Ingenieurbüro hatte 
gezeigt, dass die bestehenden Vortrittsregeln an der Kreuzung uneinheitlich wahrgenommen 
wurden, was die Sicherheit insbesondere für Velofahrer/innen und Fussgänger/innen beein-
trächtigte. Die Gestaltung der Hardstrasse mit einer grossen Verkehrsfläche entsprach zu-
dem nicht den örtlichen Bedürfnissen. Daher wurde eine Umgestaltung beschlossen, die 
eine Verkehrsberuhigung und die Optimierung der Strassenräume kombinierte. 
 
Zusätzlich entschied sich die Gemeinde, das Projekt mit dem Pilotansatz der Schwammstadt 
zu verknüpfen. Dieses Konzept zielt darauf ab, Regenwasser lokal aufzunehmen und versi-
ckern zu lassen, um Überflutungen zu vermeiden, das Stadtklima zu verbessern und die Ge-
sundheit von Stadtbäumen zu fördern. Freiwerdende Flächen wurden zu Versickerungsmul-
den umgebaut, was anstelle der klassischen Asphaltierung eine innovative Lösung darstellte. 
Damit konnte die Neugestaltung sowohl verkehrstechnische als auch ökologische Ziele mit-
einander verbinden.  
 
Wichtig ist festzuhalten, dass sich die Integration des Schwammstadt-Konzepts nicht auf die 
verkehrsberuhigenden Massnahmen auswirkte. Die für die Verkehrsführung wesentlichen 
baulichen Anpassungen wären in dieser Form auch ohne Schwammstadt-Konzept erfolgt. 
 
Projektplanung und Durchführung 
 
Die Planung des Projekts wurde von der Abteilung Bau, Verkehr & Umwelt geleitet. Für die 
technische Umsetzung wurde ein Ingenieurbüro beauftragt, das bereits mit dem Schwamm-
stadt-Konzept vertraut war. Der Bauprozess umfasste mehrere Schritte: Nach Vorliegen ei-
nes Verkehrsgutachtens im August 2023 wurde die Planung im September begonnen, und 
die Bauarbeiten fanden im November und Dezember 2023 statt. Die Bepflanzung erfolgte im 
Frühjahr 2024 durch den Werkhof. Das Projekt wurde im vorgegebenen zeitlichen Rahmen 
abgeschlossen. Über die Massnahmen und die geplante Baustelle wurde kurz vor Baube-
ginn im Birsfelder Anzeiger informiert. Abgesehen von der katholischen Kirche wurden di-
rekte Anwohner/innen nicht separat informiert oder gar konsultiert. Die Verantwortlichen räu-
men ein, dass die Kommunikation mit der Bevölkerung optimiert werden könnte. 
 
Die Kosten des Projekts für 2023 beliefen sich auf rund CHF 113‘000, was die ursprünglich 
budgetierten rund CHF 86‘000.- um CHF 27’000.- übersteigt. Hinzu kamen die Kosten für 
Verbesserungsmassnahmen im 2024 von rund CHF 25‘000.-. Gesamthaft wurden bisher 
rund CHF 138‘000.- aufgewendet. Der Einbezug für die Umsetzung von Massnahmen zum 
Schwammstadt-Konzept führte zu Mehrkosten in Höhe von CHF 33'000.-, die bereits im 
Budget einkalkuliert waren. Die Abweichung vom Budget ist dem Umstand geschuldet, dass 
eine detaillierte Aufschlüsselung der Kosten bei der Budgetierung nicht möglich war, da das 
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Verkehrsgutachten erst nach Erstellung des Budgets vorlag. Das Projekt konnte jedoch in-
nerhalb der Vorgaben des Globalbudgets der Gemeinde umgesetzt werden. 
 
Verbesserungsmassnahmen 
 
Die neu gestaltete Verkehrslösung wurde innerhalb der geltenden Norm realisiert, wie 
Jaun/Prüss ausführten. Die Verkehrsteilnehmer/innen nahmen die Kreuzung jedoch als zu 
eng bemessen wahr, was ihr Fahrverhalten beeinflusste.  
 
Aufgrund von Rückmeldungen aus der Bevölkerung und weil sich nach Fertigstellung der 
Verkehrslösung mehrere Unfälle mit Autos ereigneten, wurden die baulichen Massnahmen 
nach der Umsetzung im März 2024 durch ein externes Verkehrsingenieurbüro evaluiert. Die 
Ergebnisse zeigten, dass die Ziele der Verkehrssicherheit weitgehend erreicht wurden. Der 
neue Fussgängerstreifen wird genutzt und die Autofahrer/innen halten die Vortrittsregelun-
gen ein. Allerdings wurde festgestellt, dass Velofahrer/innen teilweise zu schnell fahren und 
die Strassenführung für Auto- und Lastwagenfahrer/innen insbesondere an engen Stellen 
schwer einzuschätzen ist. Infolgedessen wurden kurzfristig Nachbesserungen vorgenom-
men, darunter die Anpassung von Randabschlüssen, die Markierung von „Tempo 30“ an Zu-
fahrten und die Absenkung von Trottoir-Randsteinen. Seither gingen keine Rückmeldungen 
aus der Bevölkerung mehr ein. 
 
In den nächsten Monaten ist eine Begehung mit der Verkehrspolizei Baselland sowie der Be-
ratungsstelle für Unfallverhütung geplant, um die Situation weiter zu evaluieren. Allenfalls 
werden dann weitere Massnahmen ergriffen. Zudem ist für 2025 geplant, die Nutzung und 
Geschwindigkeit auf Gemeindestrassen zu analysieren. Solche Daten sollen nicht nur der 
Optimierung bestehender Massnahmen dienen, sondern auch zukünftige Planungen unter-
stützen. 
 
Feststellungen der GPK 
 
Désirée Jaun und Rainer Plüss haben ausführlich und kompetent zum Thema Auskunft ge-
geben. 
 
Die GPK hat im Rahmen ihrer Prüfungshandlungen festgestellt, dass die Umgestaltung der 
Kreuzung Hardstrasse / Lärchengartenstrasse einen Pioniercharakter hat, weil sie Verkehrs-
sicherheit und ökologische Innovation miteinander verknüpft. Die Ziele der Verkehrsberuhi-
gung wurden weitgehend erreicht, auch wenn die engen Platzverhältnisse und die Wahrneh-
mung der neuen Verkehrsführung punktuell zu Herausforderungen führten. Das Schwamm-
stadt-Pilotprojekt brachte wichtige Erkenntnisse, die für künftige Anwendungen genutzt wer-
den können. Die Kostenüberschreitung konnte im Rahmen des Globalbudgets abgedeckt 
werden. 
 
Defizite wurden vor allem in der Kommunikation festgestellt. Es wurde sehr kurzfristig über 
die bevorstehende Baustelle informiert und die Anwohner/innen wurden nicht ausreichend 
einbezogen. Das Ingenieurbüro hätte die Planung in einigen Aspekten der Verkehrsführung 
und Platzgestaltung sorgfältiger abstimmen können, um potenzielle Nachbesserungen zu 
vermeiden und die Akzeptanz der Massnahmen von Anfang an sicherzustellen – auch wenn 
die ursprüngliche Planung den vorgegebenen Normen entsprochen hat. Dennoch reagierte 
die Gemeinde verhältnismässig schnell auf auftretende Probleme und setzte Nachbesserun-
gen mit Augenmass um. 
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Empfehlung der GPK 
 
Die GPK empfiehlt dem Gemeinderat, bei zukünftigen Projekten die Kommunikation mit der 
Bevölkerung stärker zu priorisieren. Vor allem direkte Anwohner/innen sollten frühzeitig infor-
miert und wenn möglich in den Planungsprozess eingebunden werden. Es sollte ein standar-
disiertes Kommunikationskonzept entwickelt werden, das bei ähnlichen Projekten zur An-
wendung kommt. 
 
Die gewonnenen Erkenntnisse aus dem Schwammstadt-Pilotprojekt sollten genutzt werden, 
um nachhaltige Lösungen weiter voranzutreiben. Abschliessend empfiehlt die GPK, die fort-
laufende Evaluation und Optimierung der Massnahmen beizubehalten. Der Bezug eines ex-
ternen Ingenieurbüros hat sich aus Sicht der GPK im Grundsatz als positiv erwiesen und 
sollte für zukünftige Projekte weiterhin genutzt werden. 
 
Stellungnahmen/Massnahmen Gemeinderat 
 
Der Gemeinderat dankt der GPK für den Bericht und die darin enthaltenen Empfehlungen. 
Die Kommunikation bei Bauprojekten wird in die Kommunikationsstrategie der Gemeinde in-
tegriert. Die Schwammstadtmassnahmen werden unter Berücksichtigung der Erfahrung der 
Pilotprojekte weiter vorangetrieben und Monitorings weiterhin regelmässig zur Evaluation 
von Massnahmen eingesetzt. 
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Bericht der GPK zum Thema Baubewilligungen vom 2.12.2024 
 
Die GPK führte in der Sitzung vom 2. Dezember 2024 eine Prüfung zum Thema Baubewilli-
gungen durch. Im Vorfeld zur Befragung wurde ein von der GPK erstellter Fragebogen 
schriftlich beantwortet. Bei der Besprechung gingen der zuständige Gemeinderat Christoph 
Hiltmann und Hans Ingold von der Abteilung Bau, Verkehr und Umwelt (BVU) auf die ergän-
zenden Fragen der GPK ein. Aus den Antworten zum Fragebogen und der anschliessenden 
Befragung lassen sich folgende Feststellungen ableiten: 
 
Allgemeines 
 
Es wird zwischen ordentlichen Baugesuchen in der Kompetenz des Kantons und Gesuchen 
für Kleinbauten unterschieden. Für Kleinbauten ist die Gemeinde zuständig. Grundlage dafür 
ist die «Verordnung zum Raumplanungs- und Baugesetz (RBV)». Gesuche über Kleinbauten 
werden durch den Gemeinderat entschieden. Für ordentliche Baugesuche ist die Gemeinde 
für die Prüfung des kommunalen Zonenreglements zuständig, die Entscheidung liegt beim 
Kanton.  
 
Beratungsdienstleistungen 
 
Die Gemeinde bietet eine Vielzahl von Beratungsdienstleistungen an für jegliche Bauvorha-
ben. Die Anfragen kommen i. d. R. von Planer/innen. Die Abteilung BVU beantwortet die Ant-
worten direkt oder verweist an die entsprechenden kantonalen Fachstellen. Weiter gibt es 
verschiedentliche Bauvorhaben, die kein eigentliches Baugesuch benötigen, jedoch nachbar-
schaftliche Klärungen notwendig machen (bspw. Klärung von Baulinienüberschreitung im 
Fall von Wärmepumpen, Paketanlagen u. ä.). Telefonische Anfragen werden 5-10 pro Wo-
che behandelt. Gespräche mit Projektideen / Skizzen gibt es ca. 50 pro Jahr. Die Anfragen 
werden je Parzelle dokumentiert.  
 
Kleinbauten  
 
Die Beurteilung von Gesuchen erfolgt auf Grundlage der «Verordnung zum Raumplanungs- 
und Baugesetz (RBV)» und, sofern vorhanden, den Teilzonenplänen. Zuständig für die Beur-
teilung ist die Abteilung BVU. Der Entscheid obliegt dem Gemeinderat. Die Anzahl der Bau-
bewilligungsgesuche für Kleinbauten betragen jährlich 4-8 Gesuche. Über den ganzen Be-
trachtungszeitraum gab es keine Beschwerden (Rekurse). Die Bearbeitungszeit von Klein-
bautengesuchen nimmt ungefähr 10-12 Tage in Anspruch. 
 
Die meisten der Gesuche betreffen freistehende Kleinbauten und Fahrnisbauten. Die freiste-
henden Kleinbauten dürfen nicht mehr als 12 m² Grundfläche und eine Höhe von nicht mehr 
als 2.5 m ab bestehendem Terrain aufweisen. Bei Gartenhäuschen wird die Bebauungsflä-
che mit 12 m² strikt eingehalten. Für grössere Flächen wird eine kantonale Baubewilligung 
benötigt. Fahrnisbauten werden unter Umständen über 12 m² zweckgemäss bewilligt, da sie 
nicht dauerhaft fest mit dem Boden verbunden sind. Zum Bau von Antennen sind in den letz-
ten sechs Jahren keine Gesuche an die Gemeinde eingegangen. In der Praxis werden diese 
Gesuche direkt beim Kanton gestellt. 
 
Im Bereich der Teilzonenplänen gelten teilweise erweiterte Einschränkungen. So sind bspw. 
in Zonen mit Hochhäusern, wie im Sternenfeld, Kleinbauten nicht vorgesehen und damit 
nicht oder lediglich eingeschränkt realisierbar. Bei Kleinbauten in einem Teilzonenplan kann 
die Bau- und Planungskommission in Ermessens- und Interpretationsfragen beigezogen wer-
den, was gemäss Aussagen selten vorkommt. 
Sollte der Gesuchsteller einen Rekurs stellen, erlässt der Gemeinderat eine Nichteintretens- 
verfügung (inkl. Rechtsmittel). Gegen diese Verfügung kann Beschwerde bei der Bau-Re-
kurskommission erhoben werden. Ebenfalls denkbar ist, dass aus der Nachbarschaft gegen 
ein Gesuch beim Gemeinderat Einsprache erhoben wird. Die Einsprachen werden mit der 
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Bewilligungserteilung vom Gemeinderat erledigt. Grundsätzlich wird ein Gesuch nur abge-
lehnt, wenn es nicht regelkonform ist.  
 
 
Ordentliche Baugesuche 
 
Bei ordentlichen Baugesuchen empfiehlt es sich, Vorabklärungen durch die Gesuchsteller/in-
nen bei der Gemeinde zu machen. Dies vereinfacht die Baueingabe, da die Architekt/innen 
und Bauleiter/innen aus anderen Kantonen oft nicht mit den Gesetzen des Kantons Basel-
Landschaft vertraut sind. Anfragen kommen von Bauherr/innen und von Planungsdienstleis-
tenden und werden i. d. R. telefonisch behandelt. Die Fragen befassen sich mit allgemeinen 
Themen zum Baugesuchsverfahren, zu Auslegungen des Zonenreglements (Bebauungszif-
fer, Grünflächenanteil etc.) oder etwa zu Fragen zu Umbauten. 
 
Sobald ein ordentliches Baugesuch beim Kanton eingeht, wird die Gemeinde zur Prüfung der  
Einhaltung des kommunalen Zonenreglements beigezogen. Erfolgte eine vorgängige Bera-
tung des Bauvorhabens durch die Gemeinde so kann nun auf die bereits getätigten Abklä-
rungen zurückgegriffen werden. Bei Beanstandungen erhebt der Gemeinderat direkt Ein-
sprache gegen das Bauvorhaben. Bei der Prüfung des kommunalen Zonenreglements nutzt 
die Gemeinde Ermessensspielräume geringfügig und im Sinn der Sache. Der Kanton prüft 
und entscheidet abschliessend. Die Erteilung der Baubewilligung wird der Gemeinde schrift-
lich mitgeteilt.  
 
Unbewilligten Bauvorhaben, ohne vorheriges ordentliches Baugesuch, werden von der Ge-
meinde direkt an das Bauinspektorat gemeldet. 
 
Feststellungen der GPK 
 
Christoph Hiltmann und Hans Ingold gaben ausführlich und kompetent zum Thema Auskunft. 
Die GPK konnte im Rahmen ihrer Befragung feststellen, dass die Gemeinde um eine sorgfäl-
tige und umfassende Beratung verschiedener baulicher Anliegen besorgt ist. Seit Einführung 
einer neueren Geschäftsverwaltungslösung wird jede Anfrage, die eingeht, systematisch do-
kumentiert, so dass die Gemeinde eine konsistente Beratung und Gesuchsbearbeitung ge-
währleisten kann. Ebenfalls scheint die Zusammenarbeit mit den kantonalen Behörden gut 
zu funktionieren.  
Die GPK stellt darüber hinaus fest, dass Empfehlungen und Entscheide mit dem nötigen Au-
genmass und ausgewogen getroffen werden. Damit scheint die Zweckmässigkeit im Fall von 
Ermessensspielräumen gegeben zu sein.  
 
Empfehlung der GPK 
 
Die GPK empfiehlt dem Gemeinderat, im Falle von Personalwechsel, Massnahmen zu er-
greifen, um den Wissenstransfer – insbesondere auch in Ermessensbereichen – langfristig 
sicher zu stellen.  
 
Stellungnahmen/Massnahmen Gemeinderat 
 
"Der Gemeinderat dankt der GPK für die Empfehlung und nimmt dazu wie folgt Stellung: der 
Wissenstransfer ist bei allen Personalwechseln ein wichtiges und zentrales Thema. Er wird 
mit verschiedenen, der Situation und dem Thema angepassten Massnahmen jeweils sicher-
gestellt." 
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Résumé 
 
Die besondere Herausforderung der Arbeit der GPK im Berichtsjahr war, dass sie in der ersten 
Jahreshälfte in bisheriger Zusammensetzung arbeitete und sich – aufgrund der Wahlen im 
März 2024 – in der zweiten Jahreshälfte neu konstituierte. Die Übergabe der GPK in bisheriger 
Besetzung an die GPK in neuer Besetzung verlief reibungslos. 
 
Die GPK konnte im Berichtsjahr ihrer Aufgabe ohne erhebliche Erschwernisse nachkommen. 
An dieser Stelle bedankt sich die GPK bei allen Befragten für die gute Zusammenarbeit und 
den konstruktiven Dialog. Die angeforderten Unterlagen wurden stets innert Frist zur Verfü-
gung gestellt, so dass der GPK die Arbeit massgeblich erleichtert wurde.  
 
Bei ihren Prüfungen achtet die GPK darauf, möglichst unterschiedliche Tätigkeiten und Aufga-
ben der Verwaltung und des Gemeinderates abzudecken. Im Berichtsjahr wurden weniger 
Themen behandelt als in anderen Jahren, was der Neubestellung der GPK im 2024 geschuldet 
ist. Wo die GPK ein Verbesserungsbedarf sah, wurde dies in den jeweiligen Prüfungsberichten 
mitgeteilt und die GPK gab entsprechende Empfehlungen an den Gemeinderat ab. 
 
Die GPK zieht ein positives Résumé aus ihren Prüfungen. In den geprüften Bereichen haben 
Gemeinderat und Gemeindeverwaltung jeweils die Probleme gesehen und sind diese gross-
mehrheitlich proaktiv angegangen. Bei der Aufarbeitung der Herausforderungen und der Ent-
wicklung der Kosten in der Covid-Pandemie jedoch hätte sich die GPK eine noch umfangrei-
chere Analyse gewünscht. 
 
Das GPK-Präsidium bedankt sich herzlich bei allen GPK-Mitgliedern für ihren Einsatz. Dank 
gebührt auch dem Sekretariat (im Berichtsjahr tätig: Martina Meister, Marika Kiss-Benke und 
Sonja Eisele) für das Protokollieren der Sitzungen und der Befragungen sowie für das Führen 
des Sekretariats.  
 
 
 
Birsfelden, 15. April 2025 
 
 
                   
   
 
Bernadette Hauert  Sacha Truffer 
Präsidentin der GPK  Vizepräsident der GPK 
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